
oftlaiid
Halbmonatsschrift für den gefamtenOsten

Verla Bund Deutscher Osten E. V» Berlin W 30, Mogstrasz 46. Fernruf B 5- Barbarosfa 0914.
o ts eckkonto Berlin 65839 —- Verantioortlich für die Schriftlettungx Dr. O t t o K re d e l, Berliii-Friedeiiaii,
ll tr. 2 — Druck: Konzentration AG, Abt. Spandau, Seegefelder Str. 146 —- Erscheint moiiatl. zweimal. — postbezng
viertelsährlichRM. 0.90 — Einzelniiinnier stillt 0.20 und RM. 0,05 Postgebiihr. — Anzeigenpretssliste 2 — J. v. W. g.

Use is Des-lich den l. Juli 1935 ib. Jahrgang

Die agrarische Uebervölkernng Polens
Im Volk und Reich Verlag, Berlin, ist vor

kurzem eine wissenschaftliche Arbeit von Professor
Dr. Theodor Oberländer, dem Leiter des

Bandes Deutscher-Osten, unter dem Titel »Die

aigrarische Uebervölkernug Polens«

erschienen. (-118 Seiten mit zahlreichen Karteins
»Im folgenden wird iiber einige-wesentliche, in diesem
Buch erörterte Fragen berichtet.

-

»Polen ist ein laiidwirtschsaftlich übervölksertes Land .

Jeder Landwirt besitzt in Polen — mit Ausnahme der ost-·
lichen Gebiete — durchschnittlich ein um die halste kleineres
Areal und Arbeitsfeld als die Landwirte in Ländern mit

einer normalen Bevölkerungsstruktur; infolgedessen »ister
während eines bedeutenden Teiles des Jahres tatsachlich

gwangsweisearbeitslos. Gleichzeitig muß sich in Polen aus
em Lande von einem hektar eine doppelt so hohe Zahl von

Personen ernähren als in Län-dern,· welche eine normale
wlrtschriftlicheEntwicklung durchgemacht haben-«Mit diesen

orten hat der Abteilungsdirektor im polnischen Land-wirt-«
chtzstsministeriumDr· Adam Rose , das schwierigste
Dömle Problem skizziiekt,vor das sich-Polen gestellt sieht-
Prof-.DIE O b e r l ä n d e r hat das Studium dieses Problems
in einer gründlichen wissenschaftlichen Untersuchungvder
deutschenOeffentlichteit zugänglichgemacht·Erben m semek
Asbestdie Tatsachen, Auswirkungen und moglichen heil-
m"-1·kteleines Zustandes erörtert,- der immer mehr in· den

ittelpunkt aller wirtschafts- und bevölkerungspolitischenc
leberlegungender verantwortlichen Stellen des pollnischsen

Staates gerückt ist.
Jll D ä n e m a r k , einem hochentwickeltenund arbeitsk

tatensioen Bauernland,. leben aus 100-lia landwirtschaftlich
Benutzter Fläche 17 lawdwirtschaftlichErwerbstatige. Jn

st p o le n kommen 34 landwirtschaftlichErwerbstatige auf
100 lia landwirtschaftlich genutzter Fläche, in Kongreß-
pvlen sind esschon Mund in Galizien gar 66. dDas
süsdlicheKongreßpolen und Galizien sind die typischen
Gebiete landwirtschaftlicher Uebervolkeru·ng;aber auch
Ostpvlen hat als landwirtschaftlich u·bervolkertzu gelten-
Währendin Dänsemark aus einen iandwirtschasiiichErwerbs-
WU M fast 6 lia landwirtschaftlich genutzter Flucheentfallen-
tres en in Ostpolen auf einen solchen Erwerbstatigen nur
Min 3 sta, in Kongreßpolen etwa 2,6 iia und in Galizien
Wk 1,5 ha landwirtschaftlich genutzter Fläche, während in
Posen YFID Pommerellen das Verhältnis zwischen
EkWekatUtlgen und Fläche erheblich günstiger ist und als

gesund gelten kann. Oberländer nimmt in· seiner Unter-

suchung Unter Berücksichtigungder Verschiedenheiten in

Kapitalkraft und Arbeitsintensität in der Landwirtschaft der

einzelnen politischen Gebietsteile an, daß als Norm fiir
jeden landwirtschiaftllch Erwerbstäti en in Posen-Pom-
mserellen 3 ha, in Zentralpolen und alizien 4 lia und-in

stpalen 5 tin erforderlich sind. »Er kommt bei Anwendung
Diesek Landnutzungsnorm zu dem Ergevnsg,- daß in

Polen in der Landwirtschaft über 4,37 Mis-

llOUeln Menschen zuviel erwerbstätig sind,
was einschließlichder nicht erwerbstätigen Angehörigen
einer Masse von sasi 7,16 Min. Menschen entspricht

-W-estpolen

Die Gebiete Polens mit der stärksten agrarischen
Uebervölkerungsind die Wojewodschasten Kielce,z
Krakau, Lemberg, Stanislau und Tarnopolq
hier treten die typischen Erscheinungen deragra-
rischen Uebervölkerung am krassesten hervor. Es-
sind die Gebiete des stark zersplitterten Grund-
bes itz es, der- siebensunfähigen Zwergbetriebe. Zugleich
sind es die Gebiete, in denen die B o d en p r e ise und die
Pachten eine wirtschaftlich nicht zu rechtsertigende Höhe
erreichen; die in hoher Kultur befindlichen Böden Posens
und Pommerellens wer-den weit niedriger bezahlt als die
relativ geringen Böden Galiziens, da dort bei dünnerer

agrarischer Besiedlung das Landangebot groß ist, hier da-

gegen die Nachfrage nach Land das Angebot übersteigt. Die
starke Uebersetzung der landivirtschaftlichen Betriebe ver-

hindert die Kapitalbildung, da nsur wenig für den
Markt produziert werden kann. Während die Betriebe von

2—50-lia in der Posenier Wojewodschaft 1927 etwa drei
Viertel ihrer Gesamterzeugung aus den Markt brachten und
nur etwa 25 Proz. inder eigenen Wirtschaft verbrauchtem
erreichte der Ei enverbrauch dieser Betriebe in Galizien etwa
45 Proz. der gesamtenEr eugung, in den Ostwoiewodschaften
etwa 43 Proz-—In den risenjahren hat sich der Anteil des

Eigenversbrauchs noch beträchtlich vermehrt. Eine Folge der
Kapitalarmut ist die g e r i n g e J n te n s i v i t ä t der Lan-d-
wirtschaft in den übervälkerten Gebieten. Die durchschnitt-f
lichen h e k t a r e r t r ä g e an Brotgetreide betragen in« den

"

lizischen Wosewodschaften in den Jahren1928l31 nur etwa
0 bis 65 Proz. der Erträge in der Wosewodschaft Posen,

dem landwirtschaftlich am höchsten entwickelten Gebietsteil
des polnischen Staates. Zugleich sind die agrarissch über-
völkerten Gebiete diejenigen . Landesteil.e, für die der
M a ng el a n V i e h charakteristisch ist. Während in West-i
polen auf einen in-. der Landwirtschaft Tätig-en 2,1 Stück
Großvieh (ohn·e Pseede) entfallen, sind es in den Ostwoie-
wodschaften nur"1,1, in den Zentralwojewodschastennur Ozs
und in Galizien nur 0,7 Stück Großvieh. B o n d en d rei
Produktionssaktoren der Landwirtschan
Boden, Kapital und Arbeit, ist in den agra-»
risch übervölkerten Gebieten (wie in Polen,
außer Posen-Ponim.erellen, überhaupt) das Kapital
der im Minimum, die Arbeit der im Maxi-
mum vorhandene Faktor. Aber der Faktor Arbeit
kann nicht zur Auswirkung kommen, da ihm der Motor des
Kapitals fehlt. .

Jn. seiner landswirtschaftlichen und sbevölkerungs-
politischen Struktur ist das ehemals deutsche Ge-·
b i e t, vor allem Posen, vom übrigen Polen und namentlich
von dessen überoölkerten Süd- und Ostgebieten völlig ver-

schieden. Es liegt auf der hand, daß sich die staatliche Ber-
bindiing eines landwirtschaftlich hoch entwickelten Gebietes
sm»itGebieten·rückständigerLandwirtschaft und einer be-

volkerungspolitisch durchaus gesunden Provinz mit Gebieten
ungesunder Siedlungsstruktur se länger se mehr nachteilig
auf den hochentwickelten und gesunden Teil auswirken muß.

« kennt keine landwirtschaft?
liche Uebervolkerung oder- vielmehr: es
ie n n t s i e n o ch n i ch i. Die«Gesahkaber, daß sich ähnlich
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kpdfkikhafteZuständehei«a«iigbii-de·i1,this sie iii weiten sTYeiieTnN
Piussisch

und Galizisch-Polens bestehen, sist nicht zui über-

ehen.
liclzen Verbindung mit Polen sowohl den Ueberschußihrer
Bevölkerung an die Industrie Deutschlands abgeben wie den

Ueberschiiß ihrer landwirtschaftlichen Produktion zu lohnen-
den Preisen in den großen Verbraucherzeutren des Deutschen
Reiches absetzen. Eine agrarische Uebervölkerung konnte
unter solchen Umständen nicht entstehen; und der Kapital--
bildiing und damit der Jntensivierung der Landwirtschaft
waren die Wege geebnet.

Seit der pvlitischeii Umwälzung hat sich der Nah-,
rungsspielraum Westpolens unter der Kon-

kurrenz und der Wirtschaftspolitik der übrigen Gebietsteile
Polens v e r r in g e r t. Die P r e i s e für landwirtschaftliche
Produkte, die im heutigen Westpolen vor dem Kriege erheb-
lich über denen Galiziens und vor allem Russisch-Polens
lagen, haben sich nach der Errichtung des polnischen Staates
denen der übrigen Gebietsteile angleichen müssen. Jn
welchem Ausmaß das der Fall gewesen ist,.das geht z. B.
aus

, folgenden Zahlen, die Qberländier anführt, hervor:
100 kg Roggen haben im Durchschnitt der Jahre 1909l13 in

Posen 4,02 Dollar,s1930 nur noch 2,60 Dollar gekostet; die-

entssprechenden Zahlen -«f-i·.irWarschau sind 2,71 bzw. 2,66
Dollar. Oder ein anderes Beispiel: hat-die Kaufkraft von-

·Roggen gegenüber Kohle im preußischen Teilgebiet1912s13
100 betragen, so ist sie bis 1925 auf 86 gesunken; im russischen
Teilgebiet dagegen ist«die Kaufkraft von Roggen gegenüber-
Kohle im gleichen Zeitraum von 100 auf -165 gestiegen. Die

Einnsahmen der westpolnischen Landwirtschaft sinsd seit der

staatlichen Umwälzung also ganz erheblich gesunken, unsd

infolge davon hat sich auch die Kapitalintensität beträchtlich
vermindert. Das hat aber (-bei immer geringerem Einssatz
landwirtschaftlicher Maschinen und ständig sinken-der Ver-

wendung künstlichenDün ers usw.) einen R ü ck g a ng d e r

h e k t a r e r t r ä g e in er westpolnischen Landwirtschaft
nach sich gezogen. Während Zentral- und Ostpolen im Ver-

gleich zur Vorkriegszeit eine gewisse -·Steigerung
hektarerträge bei Weizen, Roggen, Gerste, hafer unsd

Kartoffeln aufweisen können, sind diese Erträge in West-
polen nicht untbeträchtlichgefallen —(sieliegen freilich auch
heute noch wesentlich über den Erträgen der übrigen Gebiets-

teile Polens). ,

«
»

'

’

,
Ein-e schwerwiegensde Verschlechterung-der Lage »der

westpolnischen Landwirtschaft ist infolge der Versailler
Grenzziehung auch in steuerlicher hinsicht »ein-
getreten. Preußen hatte vor dem Krieg-ein seinen reichen
Westgebieten wesentliche Beträge für die hebung von

Kultur und Wirtschaft in seinen Ostprovinzen freimachen
können; Posen und Pommerellen waren im

Rahmen des preußischen Staates Zuschuß-
gebiete. Jm Rahmen des polnischen Staates
aber haben sie selber die Rolle der wohl-·
habenden Gebiete zu spielen.., die zum Aus-
cbau der Produkstionskräfte der ärme.r,e.n,
Landesteile herhalten müssen. Was- für die

Jndustriewojewodschaft Ostoberschlesien ilt,.»das gilt auch
für- die- hochentwickelten A rar-wojewod?chaftenPosen und

Pommerellem Sie sind. die ebiete, auf deren Kosten sich die

rückständigen übrigen Teile des polnischen Staates zu er-

halten und zu entfalten versuchen. Die agrarische Ueber-

völkerung Süd- unsd Ostpolens bedroht auch die ehemals
deutschen Provinzen. Die nationalpolitisch beeinflußte
Neigung, die Gebiete, die eine agrarische Ueberschuß-
bevölkerung aufweisen, dadurch zu entlasten, daß der

Ueberschuß in die Gebiete mit stärkerem Großgrundbesitz
abgelenkt wird, erhöht diese Gefahr-

Dabei ist folgende Feststellung notwendig: D i e

Parzellierung ist kein geeignetes Mittel

zur Beseitigung der agrarischen Ueber-
v ö l k e r u n g P o l e n s , und zwar zunächst deshalb, weil·
der selbst bei einer restlosen Parzellierung aller Güter über
100l1a zur Verfügung stehendel Boden bei weitem nicht Haus-
reirhen würde, um die Millionen heute mehr oder weniger
brachliegender agrarischer Arbeitskräfte produktiv unt-er-

zubringen· Selbst wennman sich daraufxbeschränken wollte-,
alle lebensunfähigen Zwergbetriebe Pol-ens durch eine Auf-
teilung aller Großgrundbesitzflächen von über 100-bei auf-den
Stand einer Ackei·iiahrung von 6 lia zu vergrößern, würden
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Posen und Pommerellen konnten vor ihrer staat-»

ihrer .

hierzu-—- schon nach-dein Bevölkerungssiandevon- 1921 —-

fast 1,7 Millionen hektar aufteilbaren Landes zu wenig da
sein;svon 1921 bis 1931 aber ist die Bevölkerung Polens
noch um fast 5 Millionen Seelen gestiegen. Weiter ist auf.
Grund der bisherigen Erfahrungen der polnischen Agrar-
reform zu beachten, daß die Schaffung neuer Bauernstellen
das Vorhandensein großer Kapitalien voraussetzt, und da
diese nicht da sind, eine zurneist recht empfindliche Ver-
minderung der Ernfeerträge bewirkt, also eine Verknappung
des Nahrungsspielraumes hervorruft. Jm Gegensatz zur
Anliegersiedlung, die durch die Vergrößerung nicht voll

lebensfähiger Kleinbetriebe im allgemeinen ihren Zweck er-

füllt, im Rahmen der polnischien Agrarrefvrm jedoch nur

eine geringere Rolle gespielt hat, hat sich die Nesusiedlung
nicht als ein Mittel zur Milderung der Folgen der agra-
rischen Uebervölkerung in Polen bewährt; sie hat sie vielmehr
durch die nicht unbedeutend-e Extensivierung der Landwirt-
schaft, die sie zur Folge gehabt hat, ver-schärft.

,,Polen hat auf dem Gebiete der Volksbildung, der

Melioration«,der Kredithilfe, des Genossenschaftswesens, der

Organisation des landwirtschaftlichen Absatzmarktes usw.
gewaltige Aufgaben zu lösen, durch die die agrarische Ueber-

völkerung gemildert oder kompensiert werden könnte, —

wennPolen einen— inneren oder äußeren Markt hätte, um
diese-s zusätzliche««Pr»o-duktion-.-.«unterzubringen.«D-a-s-·-iheißtr
Die Uesbervölsskserung Poslens läßt sich in devj
hauptsache nur durch eine antensivierung
desr Landwirtschaft in den

ezemals raffi-
schen und österreichischen ebietsteilen

beheben. Voraussetzung-dazu aber ist, daß
Polen in der Lage ist, die durch die Intensi-
vierung vermehrte landwirtschaftliche
Produktion zu lohnsenden Preisen unter-

z u b r i n g e n. Das bedeutet im wesentlichen, daß Polen
versuchen muß, die Ueberproduktion . Posens und "Pom-.
merellens, die auf dem Binnenmarkt lastet und die Preise
herabdrückt, auf-dem Auslandsmarkt abzusetzen. ,,Ei-ne Auf-
nahme der

"

agrarischen Uebervölkerung
»

in der JJI -

dustrie ist unter den augenblicklichen Wirtschaftsverhalt-
nisfen Polens nicht möglich·«Erst eine intensiv wirtschaftende
Landwirtschaft wird auch für die polnische Industrie einen

lohnenden Absatzmarkt abgeben· Eine vollbeschäftigte
Industrie «tviederum erhöht Ydensanlandsazbsatzxder-Agitat-
produkte sunsd ermöglicht-eine weitere-Verminderung- der
agrarischen Uebervölkerung durch eine vermehrte Nachfrage
nach Arbeitskräften in den industriellen Berufen.

·

Was die notwendige agrarische Aussuhrsteigeruiig an-

langt, so wird diese in« größerem Ausmaß wohl nur möglich
sein, wenn es die polnische Landwirtschaft
versteht, sich dem spezialisierten Bedarf
der ausländischen Abnehmer anzupassen.
»Es handelt sich vor allem um die Deckung des mitteleuro-

päischen Bedarfs an pflanzlichen Oelen und Fetten,; sowiesans
Faserstoffem auf die sich die polnischelund überhaupt die ost-
europäsische Landwirtschaft einstellen kann. Bei

"·

einst
Steigerung der hektarerträgefür Getreide kann in Polen
Ackerland im Südosten für Sonneiiblumem im Nordosten
fiir Leinsbau«·«freigemach·twerden, beides Kulturen, die viel

handarbeit erfordern und« deren-«En-dprodukteeinen lohnen-«-
den Absatz gewähren.«Auch hinsichtlich anderer Erzeugnisse
wird sich eine Anpassung der polnischen··Landwirtschaft an

die Bedürfnisse der zu gewinnenden auslandischen Abnehmer
durchführen lassen-.

"

Die Jntensivierung der Landwirtschaftbedarf der Vor-

bereitung nicht nur von der materiellen, sonderen ebenso
auch von der menschlichen Seite. Das heißt: D i e J n te n,-
sivierungsder Landwirtschaft setzt bei der
bäuerlichen Bevölkerung ein gewisses Mu

von allgemeiner und beruflicher Bildung
v o r a u s, von dem die weit überwiegende Masse der

Bauern gerade der übervölkerten Gebiete -·Polensnoch sehr
weitentfernt ist. »

So betrachtet-,- wird di e F r a g-e·;d er

Ueber-wind«u«-ng desr iagrarifchen Uebervolfkek
rung für Pole-n zu einein nationalpoliti-
sch e n P r o b-l e m. Denn weiteTeile deram stärkstenüber-
völkerten und der- am wenigsten intensiv wirtschaftenden
Gebiete Galiziens und Ostpolens sind« in überwiegender
Mehrheit

·

von« Nichtpolen -b-esiedelt. Wenn Polen noch
weiterhin das nationale Bildungswesen der U k r a i n e r in



der Weise, wie es bisher der Fall ist, behindert, wenn es

weiter jeden Ansatz eines arteigenen Bildungswesensbei der

Masse der w e i ß r u s s i s ch e n Bauern unmoglichzumachen
bemüht ist, dann verbsaut es sich selber die Moglichkeit, eines

der schwersten wirtschaftlichen und sozzalen Probleme zu

lösen, die sein Staatswesen belasten, wie es sich umgekehrt
den Ertragsreichtum seiner landwirtschaftlichhoch entwickel-
ten Westgebiete zerstört, wenn es diesen, um das dortige
D e u t s ch t u m zu schwächen,bedenkenlosdie Kosten einer

Gesuiidung iind Stärkung der ruckstandigeren Gebiete auf-
b·i .

.lWsethasVorwiegen nationalpolitischer Kampfabsichten hat
die Agrsarreform um ihre beabsichtigten Erfolge gebracht.
Es hat die polnischen Behörden dazu veranlaßt, auf der
einen Seite Menschen aus dem Osten auf dem 'intensiv
bewirtschsafteten Boden Posens und Pommerellens anzu-
setzen, dessen Wirtschaftsformen unsd -bedingungen ihnen
unbekannt waren, und auf der anderen Seite Menschenaus

den politischen Kerngebieteii inmitten der ihnen national

feindlichen Umgebung Ostpolens unterzubringen, in einer
Umgebung, der gegenüber sie sich weder wirtschaftlich noch
nationale behaupten vermochten. Die Agrarreform hat
bisher keine Milderung der agrarischen Uebervölkerung
herbeizuführen vermocht, obwohl von der im Jahre 1921

vorhandenen Gesamtfläche des Großgrundsbsesitzesbereits
etwa ein Drittel parzelliert worden ist. Wenn sich die
Uebervölkerung trotz der Parzellierung eines Drittels der
hierzu zur Verfügung stehenden Fläche nicht nur nicht ver-

mindert, sondern noch ganz erheblich verschärft hat, dann
kann man daraus wohl die Schlußfolgerung ziehen, daß
durch die Parzellierung die agrarische Uebervölkerung auch
dann nicht zu beseitigen ist, wenn auch noch die restlichen
beiden Drittel der Großgrundbesitzsläche in der bisherigen
Weise aufgeteilt werden. Soll der Kampf gegen
die Uebervölkerung wirksam durchgeführt
werden, dann muß er notwendigerweise
unter Ausschaltung minderheitenfeind-
licher Absichten erfolgen. Dr.lc.

TitauischeVorbereitungen zur Unterdrückungder Wahlsreiheit
Die Eini t, da das Memelgebiet ein deutsches Hand

ist, gewinnt Lærhiiißden Kreisen des Auslandes allmahlich
an Boden, die sich bisher geweigert haben, die deut-

schen Auffassungen zur Kenntnis zu nehmen.Dieoruckhaltlose
Offenheit, mit der sich der F ii h re r in seiner»Rei·chstagsrede
vom 21. Mai über das deutsch-litauifche Berhaltnisgeaußert
hat, hat die politischenKreise des Auslandes davon überzeugt,
daß es zum mindesten einmal notwendig ist, sich ernsthaft
über die wirklichen ustände im Memelgebiet zu unterrichten
Wenn das Jnterese, das durch die Führerrede fur das

Memelproblem aus

elöist
worden ist, und das sich in letzter

Zeit in häufigen ei en ausländischer Josurnalisten ins
Memelland und nach Litauen äußert, den derzeitigen Macht-
habern in Meniel und Kauen nicht angenehm ist, wenn sie
am liebsten jeden fremden Besuch aus ihrem Machtbereich
feriihalteii möchten,dann ist das durchaus zu verstehen. Sie

haben eben mancherlei zu verbergen, und sie wissen sehr gut,
daß jeder Bericht eines objektiven Beo·bachters,-der in der
englischen, französischen, schwedischenodersonstigen auslau-
dischen Presse über Memel erscheint, ihnendie Durchfuhrung
des großangelegtenBetruges erschwert, den sie bei der Ber-

anstaltuiig der Wahlen zum Memellandtag im September
dieses Jahres vorhaben.

Ueber einige der litauischen Fälschungs-
m an ö v e r wurde an dieser Stelle (»Ostland«Rr. 11) be-

reits kürzlich berichtet. Inzwischen haben die Litauer noch
weitere Mittel gefunden, die ihnen geeignet erscheinen, d a s

Ergebnis der memelländischen Landtags-
wahlen nach ihren Wünschen und Bedarf-
n i s s e n zu ,,ko r r i g i e r e n«. Der Gouverneur hat kurz-
lich eine K o m m i s s i o n eingesetzt, die den Auftrag hat, die

durch die autonomen memelländischenBehörden ausgestellten
Pässe einer genauen ,,Pr-üfung« zu unter-
ziehe n. Die Kommission ist beauftragt, jedem Memellander
bei

Feststellungauch nur des kleinsten Formfehlers den Paß
zu entziehen. .

« ·

hand: Der Inhaber eines »beanstandeten« Passes wird, da

seine litauische Staatsbürgerschaft erst ,,nac·hgeprust«.werden
Muß, aus der Wählerliste gestrichen, die Teil-

nahme an der Wahl wird ihm also unmöglich gemacht. Daß
die Kommission in den Pässen der politisch «zerklässigen«
Leute keine Formfehler feststellen wird, läßt sich leicht denken.

Einer»größerenAnzahl von Memelländern wurden bereits
die Passe unter dem Vorwand, daß sie nicht ganz -,einwand-
frei« seit-M entzogen So wird auch auf diese Weise von

litauischer Seite versucht, die zahlenmäßige Stärke der

deutschen Wohlekschost zu verringern.

Zugleich wird die Masseneinbürgerung groß-
litauischer Zuwanderer in rößtem Stil durch-
geführt, um die Zahl der litauifchen ählerschaft bis zum
September künstlich in die hohe zu schrauben. In Memel
wurde jetzt einbesonderes B ü r o eröffnet, das sich in einem

Ausruf an die Großlitauer, die das memelländischeBürger-
rechtnoch nicht besitzen, gewandt und sie aufgefordert-hat,
sich sofort den memelländischen Bürger-

er Zweck dieses Manövers liegt klar auf der.

sch e i n z u b e s o r g e n. Bei der Ausstellung dieser Scheine
wird von dem Büro auf die geltenden Bestimmungen
keinerlei Rücksichtgenommen. Es kommt immer häufiger vor,
daß selbst Großlitauer, die sich nur vor-

übergehend im Memelgebiet aufhalten und
ihren Wohnsitz in Großlitauen haben, das
memelländische Bürgerrecht und damit das
Recht, im September aii den Wahlen teilzu-
n e h m e n , e r h a l t e n. Während des Sommers wer-den
im Memellansd verhältnismäßig viele Arbeiter aus Groß-
litauen als S a i s o n a r b e i te r beschäftigt;deren Zahl ist
in diesem Jahre infolge der Ausbauarbeiten am Memeler
hasen und infolge verschiedener Neu-bauten der Postverwal-
tung besonders groß. Es handelt sich um Tagelöhner, die von

einem Ta aus den anderen entlassen werden können. Sie
wechseln sehrhäufig; und die litauischen Behörden sorgen
dafür, daß möglichst jeder dieser Arbeiter, auch wenn er nur

ganz kurze Zeit im Memelgebiet beschäftigt ist und dann
sofort wie-der nach Großlitauen zurückkehrt, sich den memel-
länsdischenBürgerschein ausstellen läßt. Jm September wer-
den diese ,,Mem-elbürger« dann voraussichtlich von jenseits
der alten deutsch-russischen Grenze als S t i m m v i eh
heraiigeholt werden. Die Schaffung dieser neuen ,,Memel-.
bürger« ist um so widsernatürlicher, als es im Memelland
selber durchaus nicht an einheimischen Arbeitskräften fehlt.

Ein weiteres Mittel, die Willensäußerung der memel-

ländischen Bevölkerun nach den im Statut vorgesehenen
demokratischen Grund ätzen zu verhindern, ist die R e -

form des Wahlrechts. Mit der Frage ein-er Wahl-
rechtsreform hat sich die litauische Regierun an sich schon
seit langem befaßt. Jetzt scheint sie es mit ücksichtauf die-
Memelwahlen mit der Durchführung der Reform aber be-
sonders eilig zu haben. Da sich die. Regierung in letzter Zeit
sehr stark mit der gesetzlichen Regelung der E rrichtun g
berufsftändischer Kammern befaßt und z. B. ein

Gesetz zur Errichtung einer Arbeiterkammer bereits verab-
schiedet hat, nimmt man allgemein an, daß die beschleunigte
Errichtung dieser Kammern mit der angekündigten Wahl-
rechtsreform im Zusammenhang steht, und daß die Regie-
rung die Absicht hat, eine Art ständischer Vertre-
tu n g zu schaffen, in deren Rahmen es natürlich sehr leicht
sein wird, politische Willensäußerungen nicht zum Ausdruck
kommen zu lassen. Wenn ein solcher Plan wirklich bestehen
sollte, so muß schon jetzt darauf hingewiesen werden, daß
seine Durchführung im Memelgebiet dem A r t i k el 1 0
d e s M e m e l st a t u t s widerspräche, in dessen erstem Absatz
bestimmt wird, daß der Memellandtag in allge-
meiner, g»leicher, direkter und geheimer
Wahl gewahlt werden muß. Eine Wahlvrdnung,
nach der nicht mehr die einzelnen Bürger, sondern die stän-
dischen Bertretungen, wie handels-, Lan.dwirtschafts-, hand-
werks-, Arbeiter-, Ingenieur- und sonstige Kammern. dsie

Abgeordnetender politischenVertretung zu wählen berechtigt
sindvunduberdies ein Teil dieser Abgeordneten noch von der
Regierung ernannt wird, läßt sich mit den im Statut fest-.

gelegten Grundsätzen in keiner Weise vereinen.
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»Memel ist ein uralter Hort des Deutsch-
i u m s«, schrieb Sir Arnald W i l s o n kürzlichim ,,Njneteeuili
century«, einer angesehenen englischen Zeitschrift, ,,es ist eng
verwachsen mit der deutschen Tradition, ein Teil Preußens
seit seiner Gründung, mit einem feftftehensden Platz in der

deutschen Geschichte.« Wer auch nur ein wenig Geschichts-
kenntnis und Beobachtungsgasbe besitzt, wird zugeben müssen,
daß die Feststelliin Wilsons den Tatsachen entspricht. Aber
es genügt nicht, da diese Tatsachen nur mehr oder weniger
häufig und klar in der Presse des Auslanides festgestellt
werden. Es ist auch notwendig, daß die auf
Grund der Memelkonvention für die Zu-
tände in Meniel verantwortlichen Mächte
afür sorgen, daß den Litauern bei den

kommenden Wahlen kein e Möglichkeit
bleibt, den deutschen Charakter des Memel-
gebietes zu verschleiern, indem sie durch
allerlei Schiebungen eine ordnungsge-
mäße politische Willenskundgebung der
Bevölkerun g hintertreiiben. Zu den litauischen
Behörden kann man nach allem, was geschehen ist, nicht
mehr das Zutrauen haben, daß sie willens uird imstande sind,
für eine freiheitliche Durchführung der Wahlen Sor e zu
tragen. Die Forderung, die Schulrat M e y e r in einer

letzten Beschwerde an die Signatarmächte aufgestellt hat,
einen den Wahlvorgang üsberwachenden Kommissar
de r Si n a t a r m ä ch te ins Memelgebiet zu entsenden,
besteht al a zu Recht. Es hat den Anschein, daß man sich auch
in Lonsdon mit dieser Frage besaßt; ab man sich dort aber zu
einer solchen, die litauischen hoheitsrechte einschränkenden
Maßnahme entschließen wird, das steht noch nicht fest.

Es ist übrigens interessant, festzustellen, wie Litauen in
der Memelsrage nach unrd nach auch von seinen »besten
Freunden« verlassen wird, wie diese «Freunde« allmählich
von Litaiien abzurücken beginnen. Selbst in F r a n k r e i ch ,

wo masn für alle die, die sich ge en Deutschland einsetzen
lassen, stets eine bemerkenswerte orliebe hat, beginnt man

unter der Wirkung der englischen Vorhaltungen allmählich
bedenklich zu werden. Sicherlich läßt man dort Litauen nicht
gerne fallen; aber wenn England, wie es scheint, so großen
Wert darauf legt, für eine Beruhigung im Memellsande und
eine Entsspannung des deutsch-litauischen Verhältnisses zu
sorgen, mag es vielleicht doch besser erscheinen, dem großen

Bundesgenossen
einen Gefallen zu tun, als noch weiter dem

kleinen «öter im Osten zu helfen. Was M o ska u anlangt,

Iaist der wirkliche Wert seiner Freundschaft, auf die Litauen
o große Stücke hält, kürzlich sehr deutlich in einem Artikel

eines maßgebendenMoskauer Organs der Kommunistischen
Jnternationale zum Ausdruck gekommen: Auf der

einen Seite hetzt Moskau das kleine Litauen, das es als
einen Prellbock seiner bolschewistischen Umtriebe benutzt,
gegen Deutschland, indem es dessen Memelpolitik unterstützt-
auf deranderen Seite aber schreibt das erwähnte Moskauer

Blatt, daß die Kommunistische Partei ,,imNamen des Selbst-
bestimmsungsrechtes der Völker« entschieden gegen die Be-

drifitckutng
des Memellansdes durch die Kauener Regierung

au re e.

Eine ähnliche Enttäuschung haben die Litauer mit ihren
baltischen Freunden erlebt· Die hoffnung, daß sich Lett-
land und Estland nach und nach in die Memelpolitik
einschalten lassen usnd diese Politik als im Interesse des ge-
samten Baltikums liegend mitmachen und verteidigen wür-

den, scheint sich doch als irrig zu erweisen. Zunächst hat es

nach dem Abschluß des Rigaer Paktes vom letzten Jahre
allerdings den Anschein gehabt, als ob sich die beiden anderen
baltischen Staaten mit Litauen in der Memelfrage solidarisch
zu erklären bereit seien. Ihre Presse fand für die litauissche
Politik im Memellawd keine kritis en, sondern sehr oft sogar
anerkennen-deWorte; und in der ehanidlung der Deutschen
ihrer Länder machten die Regierun en in Reval und Riga
Anstalten, sich nach dem »erfolgrei en« litauischen Vorbild

zu orientieren. Jetzt aber haben sie anscheinend doch ein haar
in der Suppe gefunden. Sie fange-n an, sich von

der litauischen Memelpolitik vorsichtig zu

d·istanzieren; sie sehen allmählich ein, daß es für sie
nicht eben vorteilhaft ist, sich durch eine Politik zu belasten,
die nicht die ihre ist und die ihnen keinen Nutzen zu bringen
vermag. Sie erinnern sich mit einem Male daran, daß die

Memelsrage beim Abschluß des Rigsaer Paktes ja als eine
»innere Angelegenheit« Litauens aufgefaßt war-den ist, und

daß sie gar keinen Grund haben, in dieser Frage für Litasuen
Partei zu ergreifen. Diese Erkenntnis kommt etwas spät; und

sie wäre wahrscheinlich noch lange nicht gekommen, wenn sich
mit dem Abschluß des deutsch-enin chen Flottenabkommens
nicht ein Umschwung des englischen erhältnisses zu Deutsch-
land angebahnt hätte, ein Umschwung, der vor· allem in»Est-
land, wo man sich mit Vorliebe an das politische Beispiel
Englands zu halten pflegt, einen bemerkenswerten Eindruck

gemacht hat, Litauen wird schließlichdie Suppe, die es sich
mit seiner Memelpolitik eingebrockt hat, selber auslöffeln
müssen. Es ist anzunehmen, daß es sich daran den Magen
verdirbt, da es ja nicht eniigend Vernunft besitzt, sich noch
rechtzeitig durch einen ückzug aus dem Memelgebiet aus

der Affäre zu ziehen.

Der Kampf um den Gulden
Teii Eine Rede Dr. Schacht-Z

Der Besuch, den der Reichswirtschaftsminister und

Reichsbankpräsident Dr. Schacht Mitte Juni der Freien
Stadt Danzig in vaidserung eines Besuches des Präsidenten
der Bank von Danzig abgestattet hat, hat auf die durch die

Währungsschwierigkeitennoch erregte Danziger Oeffentlich-
keit beruhigenid gewirkt. Wenn dieser Besuch auch keinen

politischen Charakter trug, sfokam durch ihn, da er gerade in

diesem Au enblirke erfolgte, doch die Tatsache zum Ausdruck,
daß das eutsche Reich entschlossen ist, der Freien Stadt

ur Durchführung der notwendigen wirtschaftlichen Ge-

fundusngsmaßnahmenseine personelle und materielle hilfe
zu leihen. lind diejenigen, die ein Interesse daran verraten,
daß sich die wirtschaftlichen Schwierigkeiten Danzigs ver-

schärfen, mögen aus dieser Bekundung der Verbundenheit
zwischen dem Reiche und Danzig die Gewißheit entnehmen,
daß sie es, wenn sie Danzig angreisen, mit
dem Reiche u tun bekommen, und daß sich das,
was sie gegen nzig unternehmen, in dieser oder jener
Form auch nachteilig für ihre Beziehungen zum Reiche aus-

wirken wird.

Reichsbankpräsident Dr. Schacht hat am 14, Juni im

Danziger Artushos vor den Wirtschaftlern der Freien Stadt
eine viel lbeachtete Rede gehalten. Dr. Schacht charakterisierte
die schwierige La e, in der sich das vertraglich gebundene
Danzig befindet: n einer Welt, die nicht nur die möglichste
wirtschaftlicheAbschließung aller Länder gegen einander auf
ihre Fahnen geschrieben zu haben scheint, und besonders in
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· die Bank von England einlösbar waren, so

einer Welt, die Währungsentwertungen und -spekulationen
u einem Mittel der Politik erniedrigt hat, war unsd ist es

für ein fo kleines und in seiner hoheit ein-—

geengtes Währungsgebiet wie Danzig ganz-
besonders schwer, seine Währung gegen
internationale willkürliche Ausnutzung zu
s ch ü tz en. Der Notenumlauf der Bank von Danzig ist so
gering« daß es nur eines verhältnismäßig kleinen Spe-
kulationseinsatzes bedarf, um Erschiitterungen hervorzurufen.

Dr. S ch a cht kam dann auf die Währungsspannezu
sprechen, die bis zum 2. Mai d. Js. mischenDanzig und

Polen bestand: Mit der zweiten tabilisierung seiner
Währung im Jahre 1926 hatte Pole n D a nzivg g e g en-

über einen Währungsvorsprung von über
4 0 P r o z e nt erreicht. Jn dieser Lage bot sich Danzig ein

Glücksfall dar, diesen Währungsvorsprung aufzusholen, als

im September 1931 das englische Pfund von seiner bis-

herigen Parität losgelöst wurde. Da die Danziger Roten
dem Grundgesetz der Bank von Danzig nach in Schecks Auf

ätte der Gulden
automatisch dem Pfunde folgen müssen. mit ware die

Spanne zum Zloty verringert und die innerlich gefahrdete
Lage des Giildens erleichtert worden. Die damalige Danziger
Regierung hat diesen Glücks-full nicht wahrgenommen Sai e

hat damals den Gulden vom Pfunde gelost
und ihn direkt, ohne Anlehnung an eine

stärkere Währung, im Golde verankert . . .

Seit dieser künstlichenaneziehungsetzung zum Gold war der



Gulden zu einem Kampfe verurteilt. der nach Lage der

Dinge mehr und mehr aussichtslos wurde und·schließlichzu
der Abwertung führen mußte, die am 2. Mai d. Is. vor-

genommen worden ist. Man braucht nicht erst durchZahlen
vor Augen zu führen, daß die D e f l a t i o n s p o l··it i k, die
jener Währungsniaßnahme von 1931 folgte, sichsur Danzig
ebenso wenig günstig ausgewirkt hat, WIF dle·VkUMNgsche
Deflationspolitik im Reich . . .

D e r sta n d i g- z u r u ck -

gehende Außenhandel Danzigs fuhrte zu

immer stärkerer innerer Belastung: D-as»ge-
samte Briitto-Zollaufkommen, das· auf Danzig entfallt-
betrug noch im Jahre 1925 21,6 Millionen, im Iahre 1934
aber nur noch 3,5 Millionen Gulden, ist also um nicht

weniger als um 84 v. h. zurückgegangen rDsas hat den
geradezu wahnwitzigen Zustand herbeigeführt,daß in

Danzig die Zolleinnahmenheute eine Verlust-
q u elle bedeuten; denn die Kosten der Zollverwaltung sind
im letzten Jahre um zwei Millionen Gulden hoher als die

Zolleinnahmen selbst. Auch die K o n k u r r e n z d e s

hafens von Gdingen hat zu dem Ruckgang des

Dan i er andels bei etra en . . .

«

zDgr.Shchachtspracgdaanüber die Maßnahmen, ·die·zur
weiteren Sicherung des Danziger Guldens notwendig sind:
»Die Bank von Danzig hat nach dem letztenStatus seinen
Umlauf von 32 Millionen Gulden und neben ihren sonstigen

Aktiven allein Aiißenstände bzw. Forderungen·in gleicher
·.f)öhe. Wenn die Bank von Danzig diese
Außenstände auch nur« zum·Teil ein-treibt
und keine neuen Kredite gibt, so w»ir-dsie
ihren Notenumlauf so verringern konnen,
da der Danziger Gulden b»aldei«n»enSelten-

heitswert gewinnt, der sich in einem Auf«-
getd quspkägen konnte. »Sie werden mir sagen ,

fuhr Dr. Schacht fort, »1a, aber, um Gottes willen, das

wivd doch die Bank von Danzig nicht tun! »Ichsage Ihnen,
wenn ich Präsident der Bank von Danzig wäre und befände
mich einer so gewalttätigen und vaterlandslosen Spekulation
gegenüber, wie dies anläßlich der Devisenhamsterei der

letzten Monate in Danzig der Fall gewesen ist, so würde ich
nicht einen Augenblick zögern, diese Politik anzuwenden . . .

Es ist durchaus möglich, daß bei einer solchen Politik der

Unschuldige mit dem Schuldigen getroffen wird. Aber das

Wohl des Ganzen eht über das Wohl des Einzelnen, «und
wer unschuldig it, möge sich bei den Schuldigen
bedanken . . .« .

»Ich weiß sehr wohl«, so schloß Dr. Schacht, »daß
Selbstbehauptung in schwieriger Zeit O p f er fordert. Diese
Opfer so gleichmäßig und gerecht wie möglich auf alle·zu
verteilen, ist notwendig. Aber die Opfer selbst können nicht
erspart bleiben . .. Danzigs Volkstum und

Boden wird nicht verlorengehen und nicht
svermindert werden, weil uns zufällig im

Augenblick ein paar Deoisen fehlen. Und
niemand soll .lauben, daß derartige vor-

übergehende Schwierigkeitenan dem Be-

stande des deutschen Danzigs und an seinem
Willen zur Selbstbehauptung auch nur das

geringste zu ändern vermöchten.«

Verhandlungen zwischen Danzig und Polen
Die Polen haben es weiterhin darauf abgesehen, die

Schwierigkeiten, in denen sich Danzig gegenwärtig befindet,
zu ihrem politischen Borteil auszubeuten. Sie haben ein

offensichtliches Interesse daran, daß dem durch die opfervolle
Guldenabwertung vom 2. Mai begonnenen wirtschaftlichen

Sanierunziiswerkder Erfolg versagt bleibt· D i e p o l -

Uliche egierung hat gegen die Danziger
Devisenbewirtschaftung Einspruch erhoben.
Sie hat es abgelehnt, der polnischen Post in Danzig die vom

DanzigerSenat geforderte Anweisung zu geben- daß auch sie
sich an die Devisenvorfchriftenzu halten hat. Die polnische
Regierung hat weiter die G u t h a b en d e r D a n z i g e r

Bauten in Polen gesperrt. Der Verband der

polnischen Industriellen in Danzig hat damit

gedroht, daß er seine Büros schließen und rund 600 An-

gestellte entlassen ivürde, wenn die Devisenbewirtschaftung
Ulcht aufgehoben würde. Die durch die Währungsniaß-
nahmen in Danzig eiiigesroreiien polnischen Forderungen
werden von polnischer Seite auf etwa 12 Millionen Zlotn
berechnet, von denen fast die Hälfte auf Warenlieferungen

der Lvdzer Textilindustrie und etwa eine Million Zloty auf
die Lieferungen der oberschlesischen Kohlenbergwerke ents-
fallen Recht bezeichnend fiir die aggressive Einstelluiig
Polens zur Danziger Frage ist die Tatsache, daß der B u n d
der Polen in Danzig die hilfe der Warschauer Re-

gierung gegen die Führung des Staates anruft, in dessen
Gebiet er Gastrecht genießt; am 23. Juni hat die Leitung des

Polenbundes in einer Sitzung, an der auch der diplomatische-
Vertreter P o l e n s , Dr. P a p (- e , teilnahm, eine Ent-
schließung folgenden Wortlauts gefaßt: »Die polnischse Volks-
gemeinschaft in Danzig beobachtet mit der größten Unruhe
die infolge der DanzigerBalutamaßnahmen bedrohte Wirt-

schaftslage des Danziger hafens und w e n d et sich a n d i e

Regierung der Repiiblik mit der Bitte um

A b h i l f e.«
Die polnische Regierung behauptet, daß die Danziger

Devisenbewirtschaftung mit den geltenden Verträgen in

Widerspruch stehe. Sie bezieht sich bei dieser Auffassung auf
den Art.195 des War-schauer kommens
v o m 2 4. O k t o b e r 1 9 2 1

, dessen 3.- Absatz lautet: »Wenn
die polnische Regierung diese Beschränkungen (gemeint sind
die damaligen polnischen Devisenbeschränkungen) aufheben
wird, so wird die.—FreieStadt Danzig keine entsprechenden
BeschränkungenPolen gegenüber anwenden können.« Die
polnische Regierung möchte diesen Artikel; der sich auf eine
vor 14 Iahren zwischen Danzig und Polen gegebene Lage
bezieht, so aufgefaßt wissen, als ob er Danzig ein für allemal
die Anwendung jeglicher Devisenbeschränkungengegenüber
Polen verbiete. Natürlich ist Danzig bereit, die devisen-
politischenErleichterungen vorzunehmen, die sich mit der

Erreichung des beabsichtigten Zweckes, nämlich der Unter-
bindung spekulativer Angriffe auf den Gulden, vereinbaren

lassen. Aber Danzig fühlt sich keineswegs an eine längst
uberholte und unter ganz anderen Bedingungen zustande-
gekommeneVertragsbestimmung gebunden, und es ist nicht
in der Lage, gewissenLeuten nur deshalb, weil sie zu-
fällig-erweisepolnische Staatsangsehörigesind, ein Privileg
fur Devisenschiebung zu gewähren.

Auf polnischer Seit-e ist man anscheinend der Auffassung
gewesen«daß die Freie Stadt jetzt nicht mehr in der Lage sei-
ihre Wahrung ohne die finanzielle Unterstützung
P o le n s zu halten. Daraus erklärt es sich wohl, daß Polen
im Laufe der Verhandlungen Danzig seine ,,.f)ilfe« anbot.
Worin diese »F)ilse« bestehen sollte, hat die Forderung des

polnischeii Sonderbeauftragten für die Verhandlungen mit

Danzig, des Ministers R oma n
, gezeigt, der die Ein-

führung der Zlotywährung in Danzig ver-·

lasn t hat. Diese Forderung ist für Danzig undiskutabel.
Der anziger Gulden ist nach der Abwertung vom 2. Mai
d. Is. und nach der Einführung der Devisenbewirtschaftung
nicht mehr gefährdet. Die auf eine solche Zumutung not-

wendige Antwort hat Gauleiter Forste r gegeben, als er

feststellte, daß es immer noch besser ist, von eigenen Volks-
genossen, wenn auch in Armut, regiert zu werden, als von

fremden herren Gesetze und Maßnahmen zu dulden, die

letzten Endes jedem Einzelnen ein noch schlimmeres Dasein
.bescheren.

Die Opposition sabotiert den Aufbau

Selbst die große Bedrängnis, in der sich die Freie Stadt
Danzig befindet, und die unbedingte Notwendigkeit, mit den

beschränkten Mitteln, über die sie verfügt, mit äußerster
Sparsamkeit umzugehen, vermag es nicht, die Danziger
Oppositionsparteien zur Vernunft zu bringen. Der Danziger
Senat hatte zur Durchführung der erforder-
lichen Sparmaßnahmen zwei verfassungs-
ä n d e r n d e G e s e tz e vorbereitet, zu deren Durchbringuiig
im Volkstag eine Zweidrittelmehrheit notwendig ist. Die
Nationalsozialisten haben dort jedoch nur eine bliprozentige
Mehrheit· Jn der Sitzung des Volkstages vom 27. Iiini
wurden d i e G e se tz e gegen die 43 Stimmen der NSDAP.
mit 26 Stimmen der oppositionellen Parteien bei einer
Stinimenthaltung a b g e l e h n t. Den Marxisteii, Zentrums-
leuten und Reaktionären und selbstverständlichauch den
Polen liegt an einer Gesiiiiduiig der Danziger Wirtschafts-
verhältnisse nichts. Ihre schiibigen Parteiinteressen sind ihnen
wichtiger als das Schicksal der deutschen Stadt.

«

erwartet ManBREAngFast-seetin Mann nacb DIWM
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Der deutschelandwirtschaftlichecBesigstcindiii Posen
Der nationaldemokratische ,,Kiirjer Poznanskj« brachte

am 23.—25. Juni einen phantastischen Bericht über die so-
genannte ,,deutsche Gefahrkc Jn mehreren Kartenskizzen

·
und Artikeln berichtet-e das Blatt über d i e E n t -

wicklung des deutschen Grundbesitzes
in- P osen. Die Karten geben den Vomhiindertsatz des

deutschen Besitzes für die Jahre 1914, 1926 und 1934 an. Zu
diesen Karten macht der Verfasser, W. D w o r z a c z e k ,

einig-e Bemerkungen Er gibt den privaten deutschen Grund-

besitz im Jahre 1914 mit 940 852 ha, d. h. 35,5 Prozent, an.

"Besonders stark sei der deuts e Grundbesitz damals in den

Kreisen Gnesen (62,7 Prozent , Lissa (57,5 Prozent), Woll-
stein (53,9 Prozent) und Krotoschin (52,7 Prozent) vertreten

gewesen. 1926 habe der deutsche Grundbesitz nur 667 257 lia,
d. h. also nicht mehr Is, sondern nur noch Z des gesamten
Grundbesitzes betragen. 1934 dagegen sei der deutsche Grund-

besitz wieder gestiegen, und zwar auf 682 626 ha, d. h. er

betrage jetzt 25,7 Prozent. Die Polen hätten von 1926-TM

also 15 369 ha verloren.
Man müsse sich klar machen, schreibt Dworzaczek dazu,

welch eine starke und gefährliche Waffe in deutscher hansd

LederBesitz und namentlich der Grundbesitz sei, und was

ieser im Falle eines bewasfnseten Konsliktes bedeute. Wenn
. man dies in Betracht ziehe, so müsse man diese Vergrößerung

des deutschen Besitzes, und zwar hauptsächlich in den Grenz-
kreisen, aufmerksam betrachte-n. Die Bilanz der Grundbesitz-
srage in Polen nach 16 Jahren polnischer herrschaft sei sehr
wenig erfreulich. Jn der ersten Periode, d. h. bis 1926, habe
der deutsche Grundbesitz zwar langsam, aber stetig abge-
nommen, in der zweiten Periode jedoch habe er zugenommen.

Auf die Frage nach dem Grund dieser Entwicklung gibt
Dworzaczek folgen-de Antwort: Es unterliege keinem

Zweifel, daß dieser für die deutschen Absichten so günstig-e
und für die polnischen Absichten so ungünstige Stand »die
Frucht ein-er wohlüberlegten systematischen Arbeit« sei.
Während die Deutschen, aibgesehen von der ersten Zeit nach
dem Umsturz, mit allen Kräften bemüht gewesen seien, jeden
Arbeiter, jeden Kaufmann und jeden Landwirt in Polen

sestzuhalten,hätten die Polen leichten herzens auf die Ent-
. ernung etwa der hälste aller Obtanten verzichtet und eine

ganze Reihe von Gesetzen nicht benutzt, um ihren Besitzstand

wieder herzustellen! Außerdem hätten sie der deutschen Min-
derheit «äußerst weitgehende Rechte auf dem Gebiete des

Schulwesens, der Presse und des Organissationslebens« ge-
wahrt. Wenn dsie wirtschaftliche Lage der deutsch-enSiedliin gen
und Landgiiter in vielen Fällen besser sei als die der polni-
schen,so sei dies meist das Ergebnis einer hilfeaus dem

Reich in Form weitgehender und billiger Kredite. Sodann
gabe es eine ausgezeichnete, weit verzweigte Organisation
des deutschen Genossenschaftswesens und überhaupt eine gute
Organisation des ganzen deutschen wirtschaftlichen und

politischen Lebens. Der Verlust von 15 000 ha polnischen
Landes und der Uebergang dieses Landes in deutsche hand
müsse für die Polen eine letzte und sehr entschiedene
Warnung sein. ::

Es versteht sich von selbst, daß diese Ausführungen des
polnischen Verfassers über eine angebliche Zunahme des
deutschen Grundbesitzes in Posen von vornherein w eni g
glaubwürdig sind, obwohl der Verfasser vorgi-bt,
genaues Material über die Entwicklung des deutschen Besitz-
.st·andes für die einzelnen Kreise vorlegen zu können. Wenn

man bedenkt, daß der deutsche Grundbesitz von 1926 bis
.1934 durch die scharfen Eingrifse der A- g r a r r e f o r m

beträchtliche Einbußen erlitten hat, wenn man sich daran
erinnert, daß der Erwerb von Grundbesitz durch Deutsche in
einer breiten Grenzzone und im weiten Umkreis
u m d i e F estun g en völlig unmöglich ist, wenn man

schließlichbedenkt, daß es so gut wie niemals vorkommt,.daß
ein Angehöriger der deutschen Volksgrsuppe die A us-
lafsu n g erhält, daß die Deutschen bei der Parzellierung
von Gütern grundsä lich ausgeschlossen sind, usf., dann muß
man zu der sicheren nnahme kommen, daß die Zahlen, die
der polnische Verfasser in seinen Artikeln unid Karten auf-
tischt, völlig aus der Luft gegriffen sind, und da mit dieser
Veröffentlichung, wie schon so oft in ähnlichen ällen·,ein

innerpolitischer Zweck verfolgt wir-d, nämlich

beabsichtigtist, die polnifche Regierung der mangelnden
Wachsam eit gegenüber der sogenannten »deutschenGefahr
zu verdächtigen und die Nationaldemokratie als die einzige
politische Gruppe zu empfehlen, die fähig ist, die »Polnischen
Belange« in den Westgebieten energisch und erfolgreich
zu wahren-

Die Zahl der Deutschen in Kongreßpolen
. Ueber die zahlenmäßigeEntwicklung des Deutschtums

in Kongreßpolen waren bisher ganz allgemein falsch-eVor-

igellungenverbreitet.- Es war- bisher üblich, die
-

orkriegsstärke des kongreßpolnischen
:De uts ch tum s mit etwa 700 000Seelen anzugeben Da
kbei der Bsolkszählung von- 1921 ins-.den polnischen Zentral-
.wojewodschaften rund 310 000Deursche gezählt worden sind-,
müßte das dortige Deutschtum, wenn die für die Zeit bei

Kriegsausbruch angegebene Zahl richtig wäre, während des

Krieges einen geradezu katastrophalen Zusammenbruch
erlebt haben. Ein Rückgang der zashlenmäßigen Stärke des

-Deutschtums in Kongreßpolen ist zwar festzustellen; doch hat
er bei weitem nicht die verheerenden Ausmaße erreicht, die
man bisher allgemein anzunehmen geneigt war. Es ist das

Verdienst von W alte r K u h n, die irrigen Vorstellungen,
die bisher allenthalsben über die zahlenmäßige Entwicklung
des Deutschtums in Kongreßpolen verbreitet gewesen sind,
durch eine kritische Untersuchung der vorhandenen statistischen
Unterlagen richtiggestellt zu haben. (»D e u t s ch e Wi se n-

chaftliche Zeitschristfür Polen«, het 29,
osen 1935.) Nachstehend eien die wichtigsten Punkte der

uhnschen Arbeit wiedergegeben
Bei der einzigen allgem-einen Volkszählung, die im Vor-·

kriegsrußlandstattfand und einigermaßen brauchbare Er-

gebnisse lieferte, bei der Zählun g von 1897, wurden
in Kongreßpolen 414 769 Lutheraner gezählt. Da

sich in Kongreßpolen Deiitschtum und Protestantismus in

weitgehendem Maße decken, kann man die Zahl der Luthe-
raner etwa gleich der Zahl der Deutschensetzen Von dieser

zFahlgeht Kiihn bei seiner Berechnung der Stärke des

eutschtums zu Beginn des Weltkrieges in der hauptsache
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aus. UnterBerücksichtigung des natürlichen
Zuwachses und der Abwanderung elanter

zu dem von ihmgesuchten Ergebnis.. Nach den erösfentp
-lichungen- der Warschauer Generalfuperintendentur gab es-

—"innerhalbder AugsburgisschenKircheKongreßpolens in den
--16 Ja en von 897 bis 191 2 284 797- Tausen- und
178 85 Todes älle, somit seinen U e b e r s ch u ß v o n
rund 1060 0-Seelen. Das würde, wenn in dieser
Zeit keine Abwanderung von Deutschen aus Kongreßpolen

stattesunden hätte, für Anfang 1913 eine Zahl von etwa
220 00 Lutherasnern ergeben. Nun haben aber in dieser
Zeitspanne zahlreiche Deutsche Kongreßpolen verlassen; sie
sind z. T. nach Uebersee, z. T. in andere Lan-
desteile Rußlands ausgewandert. Kuhn
nimmt einen durchschnittlichen jährlichen Wsanderungsverlust
von etwa 2000 Seelen an und komimt zu dein Ergebnis, daß
die ZaZlder Lutheraner von 1897 bis 1912 tat ächlich um

etwa 7 000 gestie en ist. Demnach hatdie ahl der

Lutheraner Kongreßpolens,die mit derjenigen
der dortigen Deutschen etwa gleichzusetzen ist, im Jahre
1913 rund 485 000 Seelen betragen. Rechnet
man hiervon die Zahl der Lutheraner bzw. der Deutschen
ab, die bei der politischen Neuordnung nach dem Kriege Mist

dem nördlichen Teil des ehemaligen Gouvernements Su-
.

walki an Litauen gefallen sind, so hat es Anfang 1 91 Z

im Gebiet der heutigen Fentralwojewothschasten Polens etwa 45 ’000 Lutheraner
bzw. Deutsche gegeben, —- mcht aber Uibek 700000-
wie man bisher allgemein angenommen hat.

Wie ist es nun zu der Zahl von 700 000 Deutschen ge-

·.kommen? Diese Zahl stammt vom W a r s chaue r- Sta-·



tist i s e n K o m i te e. Diese russisrhe Verwaltungs-stelle -

veröffentlichte erstmalig für 1890 und 1893 und dann jährlich
von 1905 bis 1913 auf Grund der Angaben der

Gemeindevögte und der städtischeii Burger-
me i st e r nach Konfessionen (und seit 1910 auch nach
Mutterspracheii) gegliederte Bevölkerungszahlen. Die sdem

Komitee zur Verfügung stehenden Unterlagen »aberWaren

höchst mangelhaft- Das Urmaterial bildeten die sog. Be-

völkeriin sbücher, die noch aus der Zeit des Groß-
herzogtums Warschaustammten, und in die die Gemeinde-

vögte und Bürgermeister die Bevolkerungsbewegung durch
Geburten, Todesfälle und Wanderungen einzutragen hatten.
Es ist leicht einzusehen, schreibt Kuhn iii seiner erwähnten
Arbeit, wie sehr die Fehlermöglichkeiten mit der«zunehmen-
den Binnenwanderung wuchsen; in der Praxis war die

Folge vielfach die, daß eine Person an zwei oder mehreren
Stellen in die Bevölkerungsbüchereingetragen war und

»dann doppelt oder mehrfach gezahlt wurde; infolgedessensind die Zahlen des Komitees durchweg zu hoch; ur» die

Muttersprachenftatistik boten die Bevolkerungsbucherüber-
haupt keine sicheren Unterlagen; die diesbezuglichenZahlen

-waren reine Schätzungen der Gemein-devogte.Dazu kam

..noch, daß in der polenfeindlichen russischen
,V e r w a l t u n g das Bestreben herrschte, die··Za·hlder nicht-

spolnischen Volksgruppen in Kongreßpolenmöglichsthoch er-
scheinen zu lassen. Und schließlichwurde die Tendenz, die

Stärke des deutschen Volksteils a·uf-tz)ubauschen,,auch noch
Tdurch die Bedürfnisse der gegen eutschland gerichteten
panllawistischenPropagandaverstarkhderdaran
Log-die deutsche Kolonisation in den Wetchselgvuvernements
als eine planmäßige, vom deutschen Generalstab durch-
gefiihrte Durchdringungs- und Angriffsaktion hinzustellen,
eine Behauptung, die während des Krieges dann dazu her-

galtenmußte,
die Deportation der deutschen Kolonisten ins

nnere Rußlands zu begründen. Für Anfang 1913 gab das

Warschaiier Statistische Komitee die Zahl der Lutheraner in

Kongreßpolen init 697 000 uiid die Zahl der Deutschen sogar
init 720 000 Seelen an· A us d e n V e r ö f f e ii t l i ch un-

gen des Komitees haben diese Zahlen ihren
Weg in alle, das kongreßpolnische Deutsch-
tiini betreffenden Veröffentlichungen e-

su n d en ; sie sind ebenso in die polnische wis en-

schastliche Literatur wie in die deutschen Publikationen
eingegangen.

»

Nach den Berechnungen Kuhns hat es, wie erwähnt,
vor dem Kriege im Gebiet der heutigen polnischen Zentral-
wojewodschaften rund 450 000 Lutheraner bzw. Deutsche
gegeben. Gegenüber diesem Vorkriegsstande
hat das dortige Deutschtum bei der ersten
polnischen Volkszäglung

-1921 eine Ver-

minderung um 140 0 .-0"S.eele-n.aufzuwesisen.
Der Rückgang ist in

·

den einzelnen kongreßpolnischen
Landesteilen . sehr verschieden stark-. Während sich die-

deutschen Kolonien im w e st li ch e n Kongreßpolen im all-

Kongreßpolen

gemeinen behauptet haben, haben die Kolonien in«denö st-
lich e n Kreisen besonders schwere Eiiibußen erlitten; es sind
das die Gebiete, die während des Krieges von den deutschen
Kolonisten zwangsweise geräumt werden mußten. Wenn
nun bei der polnischen Volkszählung von 1921 etwa 310 000

Deutsche in Kongreßpolen festgestellt worden sind,·so ist es

notwendig, darauf hinzuweisen, daß d a s k o n g r e ß -

polnische Deutschtum zu der Zeit, als die

Zählung stattfand, nach der Bewegung, in
die eszumTeildurch denKrieg geraten war,
noch nicht wieder zur Ruhe gelangt war. Die
Rückwanderung der deutschen Kolonisten, die während des

Weltkrieges und des russisch-polnischen Krieges ihre Wohn-
sitze hatten verlassen müssen, hielt auch nach 1921, dem Jahre
der ersten polnischen Volkszählung, noch an. Brauchbare
Anhaltspunkte für die Beurteilung der Stärke des kongreß-.
spolnischen Deutschtums werden erst dann vorhanden sein,
wenn einmal die Ergebnisse der zweiten pol-
nisschen Volkszählung von 1931 aufbereitet vor-

liegen. Mit dieser Aufbereitung scheint es das Statistische
Zentralsbüro in Warschau jedoch nicht besonders eilig zu
haben. Walter Kuhnschätzt die gegenwärtige
Zahl der Deutschen in Kongreßpolen aus
;e-tw a 350 000. Demnach ist diese Zahl im Vergleich zur
Borkriegszeit um rund 100 000 gesunken. —

Walter Kuhn schließt seine- statistischen Untersuchungen-
mit folgenden beachtlichensBemerkungem Unserer bisherigen
Meinung von der Zahlenentwicklung des Deutschtums in

liegt sozusagen eine K a t a st r o p h e n -

the o r i e ugrunde. Wir sahen zuerst einen unerhört
glänzenden ufstieg, gespeist aus geheimnisvollen und nicht
saßbaren Quellen, und iiach dem Kriege einen vernichten-den
Absturz, ähnlich dein in Poseii und Westpreußen Nach
den durchgeführten Untersuchungen aber
bietet die Entwicklung ein ruhigeres Bild.
Es gab zwischen 1860 und 1913 keine Vermehrung aiJf das

Dreifache (von 240 000 auf v720000), und während des

Krieges kein Absinken auf weniger als die hälfte Das

Wachstum ging nur von 320 000 auf 450 000, und die Ver-

minderung im Kriege betrug nur etwa 100 000 Menschen,
hauptsächlichin den Ostkreisen. D i es e st e ti g e r e E n t -

wicklung spricht, recht überlegt, doch nur«-zu-
gunsten des kongreßpolnischen Deutsch-
tums. Sie ist ein Beweis

’

seiner Wurzel-
festigkeit und heimatverbundenheit Es ist
in den günstigen Zeiten vor 1914 langsam, aber völlig aus

eigener Kraft gewachsen und vermochte noch Menschen zur

Erschließungneuer Gebiete abzugeben. Aus der unerhörten
-.Priifung der Kriegsverschleppung, bei der Zehntausende

ahinstaxbem und die. übrigen jahrelang von der heimat
,er-ngehalten wurden, die sie beider Rückkehr als· Tritt-unert-
. ufen wisederfandenjist es mit Eins-büßenhervorgegangen-
die im Vergleiche-mit der Schwere des Erlebten klein gess-
,n-annt wer-den- müssen.

Der Scoty und der Handel mit Deutschland
H

Jn Polen ist man wegen der Entwicklung, die der

polnsischeAußenhandel in letzter Zeit genommen hat, etwas
in Sorge. Jm Monat Mai war die polnische h an d e l s -

bilanz zum zweiten Male in diesem Jahre p assiv.
Polen aber braucht, seitdem es nicht mehr in der Lage ist,
die Passivität seiner Zahlungsbilanz durch die hereinnahme
ausländischerKredite auszugleichen, eine aktive handels-
bilanz, und das um so mehr, als seine Einnahmen aus den

lenstlveistungen(Transitverkehr) und aus den Ueberweisun-
gen»seiner Auswanderer während der letzten Jahre stark
zuruckgegangen sind. Die Aktivität der polnischen
Zahlungsbilanz ist von der Aktivität der

Zaudelsbilanzabhängig. Durch die Aktivität der

I ahlungsbilanz aber ist die Stabilität der polnischen Wäh-
rung bedingt. Seitdem der Kreditzusluß aus dem Ausland

abgestoppt ist, ist Polen gezwungen, seinen Jmport zu
sdrosselnund seinen Export zu forcieren. Es hat beides in
de- größtmöglichenMaße getan. Eine weitere Drosselung
der Einfuhr kommt wohl laum noch in Frage. Jm Gegenteil
ist, wie die vergangenen Monate bewiesenhaben, eine ge-
steigerte Einfuhr notwendig, wenn die polnische Industrie

mit den notwendigen Rohstoffen versorgt werden soll-
Welche neuen Mittel der Exportförderung die

polnische Regierung zur Ueberwinsdung des handelsbilanz-
passivums anzuwenden beabsichtigt, ist noch nicht bekannt.
Die bisherigen Exportförderungsmaßnahmen haben eine so
ungeheuer schwere Belastung der inländischen Konsumenten
zur Folge gehabt, haben eine so weitgehende Störung des

polnischen Wirtschaftslebens bewirkt, daß eine weitere Ver-
schärfung der bisherigen Methoden kaum noch trag-bar
erscheint.

- Die polnische Regierung betrachtet die Stabilität des
Zloty als das oberste Gebot ihrer gesamten Wirtschafts- und
Handelspolitik Es« ist ihr allerdings unter gewaltigen
Opfern, die die gesamte Bevölkerung zu tragen hat, ge-

lungen, diese Stabilität zu erhalten und der polnischen
Wahrung im Ausland eine gewisse Achtung zu verschaffen.
Freilich sind die Pfeiler, mit denen die

Wahrung asbgestiitzt ist, nicht unerschütter-
lich.. Sobald die handelsbilanz passiv wird, geht ein leises
Zittern durch das ganze Gebäude. Und wenn die handels-
bilanz passiv bleib en sollte, dann bliebe, wenn die Zah-
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lungsver.pflichtungen gegenüber dem Ausland erfüllt werden -

sollen, nichts anderes übrig, als den G old b e st an d d e r
»

polnischen Notenbank, also die Deckung des Zloty,
anzugreifen. Sobald das aber einmial der Fall ist, besteht
die Gefahr eines spekulativen Angriffs auf
d i e W ä h ru n g. Ob in einem solchen Falle eine so stark
ausgeblutete und desorganisierte Wirtschaft wie die polnische
in der Lage sein würde, ihre Währung stabil zu erhalten,
das kann man bis zum Beweis des Gegenteils füglich
bezweifeln.

Man kann es verstehen, wenn polnischerseits unter

diesen Umständen den jetzt beginnenden Wirtschafts-
verhandlungen mit Deutschland eine besondere
Bedeutung beigemessen wird. Schon äußerlich kommt diese
Bedeutung darin zum Ausdruck, daß der polnischen Wirt-

schaftsdelegation nicht weniger als sieben hohe Beamte der

Wirtschaftsministerien angehören, darunter der Ministerial-
direktor S o k o l o w s ki aus dem handelsministerium der
beim Abschluß aller wichtigeren Wirtsschaftsverträge Polens
während der letzten Jahre führend mitgewirkt hat, ferner
der Ministerialdirektor Dr. Adam R o s e aus dem Landwirt--

schaftsministerium, der seit Jahren die landwirtschaftlichen
Beziehungen Polens zum Ausland maßgebend beeinflußt
hat. Polen kommt es bei den Verhandlungen wohl in der

·.f)auptsachedarauf an, seinen A b sa tz m a r kt f ü r la n d -

wirtschaftliche Veredelungsprodukte in

Deutschland zu erweitern und seine in-De.utschland
noch eingefrorenen Forderungen slüssig zu
machen. Was die Devisenfrage anlangt, so scheinen die

deutschen und die polnischen Auffassungen hierüber in

mehrerer hinsicht von einander abzuweichen. Ueber die ver-

stärkte Einfuhr polnischer Landwirtschaftserzeugnisse (Butter,
Eier usw.) ist Deutschland durchaus zu sprechen bereit.

Voraussetzung ist natürlich, daß Polen die für Deutschland
bestehende Notwendigkeit anerkennt, daß die Einfuhr

.aus Polen mit einer ebenso hohen Ausfuhr
nach Polen bezahlt werden kann. Mit dem Ab-
schluß eines handelsvertrages ist auch bei einem günstigen
Verlauf der Verhandlungen nicht zu rechnen. Die Grund-
lage der Verhandlungen bilden die deutsch-polnischen Wirt-
schaftsabkommen vom Mai und Oktober vorigen Jahres,
durch die der Absbau der beiderseitigen Kampfmaßnahmen
bzw. die Steigerung des gegenseitigen Warenaustausches
auf der Grundlage der Gegenseitigkeit vereinbart worden
sind· Deutschland muß entschiedenen Wert darauf legen, daß
der erhebliche Einfuhrüberschuß im Warenverkehr mit

Polen durch eine Steigerung seiner Ausfuhr nach Polen
beseitigt wird.

«

Polnischerseits scheint man Wert darauf zu legen, für
die Verhandlung-en eine möglichst freundliche Atmosphäre zu
schaffen. So ist wohl die einigermaßen überraschend ge-
kommene Schließung der Zentralstelle der
antideutschen jüdischen Boykottbewegung
in Warschau zu verstehen, Am 19. Juni wurde das
Vüro der ,,Anti-.f)itler-Aktion« polizeilich durchsucht und
v-ersiegelt. Die »Aktion« selber wurde allerdings nicht auf-
—gelöst;-es ist ihr, wie es heißt, behördlicherseits nur nahes-
gelegt worden, ihre Tätigkeit einstweilen (!) ein-

zustellen. Ob und inwieweit es den polnischen Behörden
bei ihrem Vorgehen gegen die jüdische Boykottbewegung
wirklich Ernst ist, wird sich erst später herausstellen. Jm

ubrigen kann festgestellt werden, daß ein Teil der jüdischen
Geschäftsleute, die Verdienen groß zu schreiben pflegen, den

Boykott deutscher Waren aus »ideellen« Gründen zwar stets

geläilligh
aus materiellen Gründen aber nicht mitgemacht

a en.

Ostland-Chronik
·Schikanen gegen den ,.Ezas«.

Der »E za s«, das Blatt der im Regierungslager
stehenden Konservativen, hat sich, wie es scheint, das be-

sondere Mißfallen maßgebender Regierungskreise zu-
gezogen. Am 20. Juni erschien in der Druckerei des »Czas«,
lder schon seit länger-er Zeit in Warschau gedruckt wird, eine

städtische Baukommission, stellte fest, daß der

Fußboden nicht in Ordnung ist und die Aborte nicht so sauber
sind, wie es wünschenswert ist, und schloß wegen dieser
Mängel kurzerhand den ganzen Betrieb. Der »Cza,s«mußte
sich in eine andere Druckerei zurückziehen und kann vorerst
nur noch in kleinerem Format erscheinen. Der Eifer
der Vaukommission scheint sich daraus zu erklären, daß das
Blatt der Konservativen es gewagt hatte, die Fin a nz-
wirtschaft des Warschauer Stadtkommis-
ssars Starzynski zu kritisieren.
wird einem immer wieder versichert, daß es in Polen eine

Unterdrückung der öffentlichenMeinung nicht gebe, daß die

Regierenden in Polen keine Furcht vor der Kritik hätten und
eine Gleichschaltung der Presse weder wünschten und

brauchten. — Warum auch? Es geht ja, wenn’s sein muß,
auch mit einer Baukommission, wie man sieht!
Die Juden in Lodz

Der »Warszau-slci Dziennjk Nar0d0wy« vom 23. Juni
veröffentlicht die neuesten statistischen Daten über die zweit-
größte Stadt Polens, Lodz. Danach hat Lodz 605 974 Ein-

wohner. Davon sind 224144 mosaische-Juden und 49 748

(voriviegend deutsche) Evangelische. Die Juden machen somit
fast 40 v. H. der Bevölkerung aus. Von den handelsunter-
nehmen in Lodz besitzen die Juden 73,5 v. h Jn der Jndustrie
sind sie mit 66 v. h. vertreten Von den handlungsreisendem
haustererm Straßenverkäufern usw, sind etwa 90 v. h.
Juden. Nach dem hitler-Umssturz in Deutschland sollen

.47 282 Juden aus Deutschland nach Lodz gekommen sein (?).
Das politischeBlatt fordert energisch die Entsudung von

Lodz, die m das Programm der Regierungspolitik aufge-
nommen werden müsse. Wie diese Entjudung vor sich gehen
soll, wird allerdings nicht verraten.

Regierung und Klerus
»

Die Reibungen zwischen dem polnischen Regierungsblock
und dem Klerus nehmen kein Ende. L o s i n s k i , der Bischof
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von Kielce, hat zu seinem 25jährigen Jubiläum zwar den

päpstlichen Segen erhalten, die polnischen Behörden haben
ihm aber verboten, sein Jubiläum öffentlich
zu feiern, nachdem er sich seinerzeit geweigert hatte,
eine Trauerfeier für Pilsudski zu veranstalten. Jn einem
anderen Falle ist e i n P ro p st, der bei demselben Anlaß
öffentliches Aergernis erregte, z u r g e r i ch t l i ch e n V e r-

antwortung gezogen worden. Jn Kielce, dem Sitz
des Bischofs Losinski, ist es am 26. Juni erneut zu K u n d -

gebungen gegen Losinski gekommen. Jn einer

Versammlung ehemaliger Soldaten und anderer Organi-
sationen wurde eine Protestentschließung gegen das Ver-
halten des Bischofs angenommen. Nach der Versammlung
marschierten die Teilnehmer vor den Bischofspalast, um

gegen den Bischof zu demonstrieren. Die Polizeiverhinderte
durch ein starkes Aufgebot Ausschreitungsem D e r K i e l c e r

Stadtrat hat an den päpstlichen Nuntius . unsd an den
Primasvon Polen, Kardinal hlond, die Bitte ge-
richtet, den Bischof Losinski aus Kielce ab-

z u b e r u f e n.

Professor Aszkenazy f
Einer der bekanntesten historiker Polens, Professor

Simon Aszkenazy, ist am 22. Juni in Warschau
gestorben. Aszkenazy wurde 1867 in Sandomir geboren.
Schon 1897 bekleidete er an der Universität Lemberg eine

hervorragende Stellung, von der er an die Krakauer
Akademie .der Wissenschaften .übersiedelte. Afzkenazy ver-

·danken zahlreiche jüngere polnische historiker ihre Ausbil-
dung. Nach dem Kriege ist er auch auf diplomatischen. Boden

vielfach hervorgetreten. Er vertrat Polen längere Zeit im
V ö l k e r b u n d-

Aeuer Wojewode von Posen
Der Pofener Wojewode M a r u sze w s ki muß, wie die

·polni"schePresse meldet, wegen eines schweren herzleidens
seinen Dienst ausgeben. Sein Nachfolger ist der Krakauer

Wojewode Dr. Mikolaj K w as n i e w s k i.

Studiensahri nach Wian

Jn der Zeit vom 14.—-17. Juni besuchten 46 Königs-
berger Studenten unter Leitung von Professor Dr. O der-T

litt-»der Grodno, Wilna, Bialowtez nnd Btalystok. Der-



Ausfliig diente vor allem dem Studium der wirtschaftlichen
Unternehmungen in Ostpolen, so der Textilindustrie in

Vialystok, den großen holzsägewerken in hamufka und
Vialowiez. Nach einem kurzen Empfang in Ewan wo die
alten Ausgrasbungen der Burg asus der Litauerzeiftgezeigt
wurden, waren die Studenten Gäste der Universitat Wian
und besuchten die alte Litauierseste THEin Es War Wohl.die

erste Exkursion, die seit langem von Konigsberg nach Wilna

kam, um die Beziehungen zwischenbeiden UnivekiltgkeU-«dfk
östlichstendeutschen und der o tlichsten polnischen Universität-
enger zu gestalten. Die deu chen Studenten legten

an der

Stelle, an der das herz Pilsudsskis eingemauert st, Blumen

nieder. Anschließendbesuchten die Studenten das Urwald-.

reservat in Vialowiez Die Ausnahme war überall sehrl
freundlich, und die Universität Wilna wird voraussichtlich
noch in diesem Sommer mit einer Exksursion einen Gegen-.
besuch in Königs-bergmachen.

zpolnisches Gymnasium liquidierk.
.

Das einzige polnische Gymnasium in Litasuen,«dassich
in Kauen befindet, ist liquidiert worden. Durch eine Ver-

kliigungdes litauischen Unterrichtsminsisters ist se t fur alle

;nterrichtsfächer die litauische Spra e ein-

g e s ii h r t worden.

Zwei deutsche heiser des lettischen Volkstums
.

»

Daß die Letten von den Deutschen Jahrhunderte hin-
durch an der Entfaltung ihres

Volkstums gehindert worden

sind, ist für jeden »patrioti chen«Letten eine These,an der et.

sich nicht zu zweifeln getraut. Daß die
gescläichtlichenTatsachen

etwas ganz anderes beweisen, daß gera. e die verlasterten
Deutschen das Lettentum vor dem volkischenVersiegenbe-

wahrt und ihm aus ihren eigenen Reihen die geistigen
Kräfte zur Verfügung gestellt haben, die notwendig waren,
um die Grundlagen einer eigenen lettischen Kultur und eines
lettischen Volkssbewußtseins u schaffen, das kommt nur ge-·
legentlich in der lettischen Hressezum Ausdruck, das wird
dort an haiid einzelner bezeichnender Tatsachen gleichsam
nur aus Verseheii einmal erwähnt. So erschien kürzlichim
,,Rjis« ein Artikel »zum Andenken zweier Schul- und

Kulturförderer«, der beiden Deutschen Ernst Glü rk und
J o h ann F is ch e r , aus Anlaß der 230· Wiederkehr ihres
Todestages am 16.-Mai. Es heißt über diese-beiden Deutschen
in der lettischen Zeitung u. a.:

»Das Leben und die Tätigkeit dieser beiden Schul- und

Kulturförderer ist eng miteinander verbunden; obwohl
sbeide in Deutschland geboren wurden, haben sie
sich Livland als Arbeitsfeld auserkoren. Ernst Glück kam

hierher, um zu forschen, während Johann Fischer auf Auf-
forderung des damaligen herrschers von Livland, des

Königs von Schweden, das hohe und verantwortungsvolle
Amt eines livländischen Generalsuperintendenten übernahm«
So

traLensich die beiden in Livland zu gemeinsamer Arbeit-
Glück, er damals noch ein Jüngling war, nahm, um sich
schneller die Sprache des Volkes anzueignen, die Stelle eines

Pfarrers in Dünamünde an. Später geht er unter das Volks

nach Marienburg, wo er 1681 bis 1689 d i e V i b el in d i e

slettische Spracheübersetzte. Um diese lett-tschi-
Bibel dem Vol e zugänglich zu ma en, sorgt er au chs
für Schulen und Lehrer. it weit größeren Voll-.

machten ausgerüstet,beginnt Fischer die R e o r g a n i s a -.

Ition der chulen in Riga, wo er 1675 die ,Scholas
.cakolina« begründet, aus welcher sich später das Gouverne-!
mentsgymnasium hera.usbild-et. Die bedeutende Domschule
wird ebenfalls in dieser Zeit eröffnet. Damit war fii r d i e-

Ausbildung von Lehrern und Pfarrern
eine Grundlage geschaffen. Es fehlte jedoch an

Büchern. Dank seines Einflusses in Stockholm erlangte
Fischer Unterstützungen zur Ermöglichung
der herausgabe der heiligen Schrift und
verschiedener Schulbücher in lettischer
Sp r a ch e. So ist auf Fischers Veranlassung der Grund zur
Vibelübersetzun von Glück in Marienburg gelegt worden«
1989war diese rbeit beendet, und dank der Zuschüssekonnte
die erste lettischeBibel gedruckt und im Volk verbreitet wer-

den,·Aus Fischers Veranlassung befahl die Regierung dem

livlandischenLandtag,für»die Landschulen zu sorgen. Fischer
bemuhte sich uim die Erdsfnung der Universität
Do rpat und beantragte deren Ueberfiihrung nach Riga.«

Deutschland will Frieden zwischen den Völkern
«

Reichserziehnngsminister Rust hat auf der Pfingst-
tagung des VDA. in Königsberg an die Vertreter der
anderen Völker die Frage gerichtet, ob sie bereit sind, durch
eine freimiitige Aussprache über die Volkstumsfragen der
Unterdrückun und

VernichtuniziR
der nationalen »Minder-

heiten« ein nde zu machen. ust führte u. a. aus:

»Der nationalsozialistische Staat ist nicht imperiali-stisch,
weil Jmperialismus dem völkischenDenken widerspricht. Ein
Staat, der seine Aufgabe sieht in der Entwicklung ei enen

Volkstums, der in seiner Gesetzgebung alles tut, um ieses
Volkstum blutmäßig und geistig vor Zerstörung zu be-

Wahkem begeht nicht jene Wahnsinnst«at,seine beste Auslese
als deutsche Soldaten zu Millionen auf Schlachtfelsdern ver-

bluten zu lassen, um volksfrenrde Untertanen seinem Reiche
darauf einzuverleiben. V ö l k i s ch e s D e n k e n u n d

imperialistische Staatspolitit sind nicht
auf einen Nenner zu bringen. Wir suchen nicht
andere Völker staatspolitisch zu beherrschen, sondern wir

iUchenunser eignes
Volk auf dieser Erde stark und

großzu
machen... o wenig der völkische taat

imperialistisch ausgerichtet ist, so wenig ist
d.Ie·deutsche Volkstumsbewegung irreden-

tiitisch gerichtet . . .

Die Erkenntnis, die uns aus unserer Weltanschauung
folgerichtig erwachsen ist, legt es den verantwortlichen
Männern der deutschen Reichsregierung nahe, von hier aus

die Minderheitenpolitik auf deutschem Reichsboden neu

auszurichten Wir glauben nicht, daß uns damit

gedient ist, wenn wir fremde Minderheiten
mit den iiIberlegenen Mitteln des Staates
v e r g e w a l t i g e n. Wir glauben, daßhaß

und Tränen

die Ernte solchen Tuns sein werden. nd wir sind der

Ueberzeugung daß, wenn auch die anderen Staaten den

neuen Weg beschreiten, gleichunter-mausgesikhtehio werden
Wunden geheilt werden, die bisher als unheilsbar angesehen
wurden . . . Wie wäre es, wenn ahnlich offen und freimutig

wie die Frontsoldaten, unter Verabscheuung von Lügen,
auch die Vertreter der Volkstiimer zu-.
s ammen treten würden, nicht um klein unsd heim-
tückischVorteile herauszuholen, sondern »inehrlichem Kampfe
unter gegensseitiger Achtun Die Geschichte würde
dann entscheiden, wer der Tuchtigere war. Das Volkstum
war das bessere, das sich nicht unter staatlichem Druck-
sondern in freiem Spiel der Volkstumskräfte den Sieg er-

rungen hat. hier liegstnicht ein Verzicht, hier liegt ein
neuer Weg der hrlichkeit und Verständi-
gun g. . . . Es ist nicht das erste Mal, daß in der

deutschen Geschichte es einem Mann gelungen ist, nicht nur-

der Führer eines deutschen Regismes, nicht nur das Ober-
- aupt des Reiches, sondern asuch die Verkörperung seines-

olkes zu werden und damit hinauszuwachsen über die
Gren en, überall dort Glauben und Stolsgzuerwecken, wo

Ange örige des deutschen Volkes in der elt leben. Adolsi
hitler hat nicht nur Fäuste und Stirnen wieder zueinander
gefügt, um ein deutsches Staatsvolk neu zu bilden unsd auf,
ihm den neuen nationalsozialistischen Staat zu errichten,
Adolf hitler hat mehr vermocht: Nicht
65 Millionen hände und hirne hat er zu-
sammengefügt, 100 Millionen herzen
schlagen bei seinem Namen lauter, 100

Millionen haben in seinem Namen wieder
als Deutsche zueinander gefunden . . . Jhr
werdet Adolf hitler diesen 100 Millionen niemals aus dem

herzen reißen. Verliert sie nicht, die treuen, fleißigen
deutschen Männer und Frauen, die treue Staatsbürger
eurer Länder sein wollen, stoßt sie nicht von eu in die

Nacht des hasses, laßt sie die Shnthese inden

zwischen den Gesetzen ihrer herzen und den

Gesetzen der Vernunft und der Pflicht. Laßt
sie in euren Staaten als fleißige Mitarbeiter tin-d Staats-
bürger leben und verbittert sie nicht, wie wir es nicht tun
werden bei denen, die, fremdem Volkstuin zugehorig, in
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Deutschland Gastrecht und heimatrecht genießenl . . -. Wir
grüßen sie alle. Und unsere Grüße gehen hinunter in die

Gefängnisse, wo treue Volkstumsdeutsche schmachten in

Ketten, weil blinder Fanatismus einer untergehenden Zeit
sie wider Recht und Vertrag, wider Sinn und Verstand und
wider Gott hinuntergestoßen hat in die Gefangenschaft.
Seid getrost, es kommt die Zeit, da öffnen
sich eure Kerker, weil das Morgenrot eines

volkstümlichen Denkens von Deutschland

oorangetragen und auch-die üsbrigenVölker
Europas ergreifen-wird . . . Es werde Frie-
denl Nicht nur zwischen den Staaten, es
werde Friede auch zwischen den Völkernl

Folgt uns nach, und eine wahrhaft neue Welt der Wahrheit
wird aufstehen, sie wird besser halten als das, was hinter
uns liegt.« — Ob und in welch-er Weise die Volkstumsführer
der anderen Völker auf diesen Friedensappell reagieren
werden, wird sich bald feststellen lassen.

·

Deutschland, Frankreich und die Oftvölker
Das starke nationale Bewußtsein, das heute unsere

Nachbarn im Osten und Südosten erfüllt, hat sich im wesent-
lichen in den letzten 150 Jahren entfaltet. Neben deutschen
und französischenEinflüssen spielen bei allen diesen Völkern
bewußt und bisweilen übertrieben gepflegte Erinnerungen
an die eigene Vergangenheit eine Rolle. Man stärkt sich an

deren großen Zeiten, man versucht wirkliche oder vermeint-

liche Ueberlieferungen in die neue Zeit zu übertragen oder in

ihr zu neuem Leben zu erwecken. Wo derartige Ank-niipfungs-
möglichkeiten im gewünschten Ausmaß fehlen, scheut man

nicht vor Fälschungen zurück, wie bei der Anfertigung der-

Königinhofer und Grünberger handschrift
Tschechen hanka.

Wichtig ist aber auch, daß der Kampf gegen den deut-

sche-nKultureinfluß seine geistigen Grundlagen und Mittel
aus der gleichzeitigen deutschen Bewegung entnimmt. Vor
alle anderen tritt hier der Name eines Mannes, der —

zschlesischenBlutes — aus Ostpreußen stammt und in Riga
End Straßburg die entscheidenden Eindrücke empfängt.
h er d e r erlebt das Volk wieder als Ga-nzheit, als wesent-
liche Erscheinung, als geschichtlichePersönlichkeit.Am meisten
beschäftigen ihn solche Völker, deren Wert sich in einfachen
und gehaltvollen Zeugnissen einer ungebrochenen Volks-
kultur, wie sie Volkslieder und -dichtungen darstellen, bekun-
det, und die doch im Schatten der Geschi te leben. Jhnen
wendet sich sein Gerechtigkeitssinn zu. o« wird er zum
Propheten einer slawischen Auferstehung. Bei den Slawen

sind volkskundliche Entdeckungen zu machen, an ihrer gewal-
tigen Zahl und den darin ruhenden Möglichkeiten berauscht
sich sein empfänglicher Sinn. Wenn Gott, sagt herder,
allen Völkern ihre geschichtlichen Aufgaben zuteilt, dann ge-

durch den

hört die Zukunft dem slawischen Stamme, nachdem Germanen
.

und Romanen in glanzvollen Taten ihre Sendung erfüllt
haben. Wenn diese Völker dabei kühn und schwertgewaltig
iiber den Erdball zu schweifen vermochten,dann erscheinen
Herder die Vorzüge der slawischen Völkerfamilie im Lichte
des Gegensatzes dazu-

Es entsteht die Legende von der beson-.
ders friedlichen Volksnatur der Slawen,
sie seien ein geniigsames, seßhaftes Bauernvolk mit bestimm-
ten uralten, nur durch den deutschen Einfluß ,,zeit«weiseüber-
tünchten und verdorbenen« öffentlichen Einrichtungen im

Staats-, Gesellschafts- und Wirtschaftsleben. hier wird der
spateren französischen Einflußnahme entscheidend vor-

gearbeitet. Auch die Slowaken S ch a ff a r ik und K o l l ar

berufen sich in ihren Schriften auf herder und die Männer
der späteren deutschen Einigungsbewegung. Sie arbeiten eng
mit einer Reihe von gleichgerichteten Männern im West-
und Südslawentum zusammen, die z. T. von Weimar, Jena
und Wien aus schon unmittelbare Antriebe empfangen

atten. Zu ihnen zählt der nationale Geschichtsschreiber der

schechen, P a l a c k y.

.
Palacky konnte auf Grundlagen aufbauen, die vor ihm

eine Generation von Volksforschern im besten Einvernehmen
mit den Deutschen gelegt hatte. Seine Gefährten trugen ihm
neues Material zu, in dem sich die Reizbarkeit und Ueberheb-
-lichkeit des tschechischen Rationalismus schon ankündigt.-
Währenddie Alteren an dem Wert der Königinhofer hand-
schrift.zweifelten, baute Palacky seine Geschichte Böhmens
auf dieses bruchige Fundament. hanka, der Fälscher der

handschrift, und Palacky, ihr gutgläubiger Nutzer, ließen
sich dabei zu einem Jdealbild der alten slawischen Zustände
verfuhren-, das die Anre ungen herders aufnahm und fort-
entwickeltel Den ersten«and-seines Geschichtswerkes hatte
Palacky Mitte der dreißiger Jahre noch in deutscher Sprache
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veröffentlicht, die späteren erscheinen in t e icl er Sprache.
Dieser·Umschlag ist bezeichnend.

sch ch ,

Die kulturelle Erneuerung ist gelungen, der Kreis ihrer
Träger hat sich wesentlich verbreitert, schon spielen Fäden in
den hochadel und die Wiener Zentralregierung hinein. Man
gründet eine Buchgemeinschaft und versucht die breiten
Massen des Volkes zu erfassen. Die mit den josefinischen
Reformen begonnene Modernisierunsg bringt die selbstver-
ständliche deutsche Ueberlegenheit auf diesen Gebieten ins
Wanken. Jn den vierziger Jahren besitzen die Tschechen ein

waches Empfinden für ihre eigene Stärke und für das, was

in Oesterreich und im benachbarten Deutschland, dem sie als

Mitglieder des Deutschen Bundes formell zugehören, vor-

geht. Sie fühlen sich schon als herren nicht nur des eigenen
Volksbodens, sondern der historischen Länder Böhmen.
Mahren und (Oesterreichisch-)Schlesien; die deutsche, auch die

Sudetendeutschen umfassend-e Einigungsbewegung betrach-
teten sie deshalb als Gefahr, vor der sie sich 1848 in den

Schutz des habsburgischen Staatsgedankens und später der

Russen und Franzosen flüchten.Die-se Entwickliing ist bei den

Sudslawen im ganzen ähnlich verlaufen, auch Polen und

Magyaren können sich den Einwirkungen des deutschen
geistigen und politischen Lebens nicht entziehen, aber sie

getenmit ganz anderen eigenen Voraussetzungen in deren
reis.

Jn Frankreich ist das Einschwenken auf die Linie
der kleinen Völker im nahen Osten inzwischen mannigfach
vorbereitet worden. Die napoleonischen Ueberlieferungen
weisen über Polen und die »illyrische«Unternehmung an der
oberen Adria in das unbekannte Mitteleuropa hinein. Die

starke und rührige Emigration in der französischenhaupt-
stadt beeinflußt diese Versuche auf das entschiedenste. Jhre
Propaganda und die auch in Frankreich gelesenenSchriften
von Schaffarik u. a. verzaubern nun auch die Franzosen mit
dem inzwischen reichlich vergröberten und im West- und

Südslawentum zum festen Bestandteil des nationalen Kate-
chismus gewordenen Jdealbild, das einst Herder entzückt
hatte. Aber im Gegensatz zu den bösen und eroberungs-
siichtigen Deuts en (un-d Magyaren) sind die Slawen nun

nicht nur mehr riedliche Ackerbürger, sondern naturgegeben
auch demokratisch im französis verstandenen Sinn. hier
bahnt sich schon in den vierziger ahren——vonder tschechischen
Bewegung zunächst unabhängig "— auch in Frankreich die

äußerliche und später in zahllosen Verbrüderungen geschäftig
betriebene Verständigung an, die nach Kriegsschluß zu einer

vollständig-en Uebernahme westlicher Vorstellungs- und

Organisationsformen in der Verfassung der Tschechoslowakei.
der ersten Verfassung Polens usw. führt.

Nach vorangegangenen schüchternen Versuchen reisen
tschechischeFührer von den sechziger Jahren ab regelmäßig
nach Paris und Moskau. Jetzt erst entdeckt man in Frank-
reich das tschechischeBöhmen. Eifrige Slawisten, wie Leger
und Denis, beginnen neben Agram und Moskau auchPrag
zu besuchen. Trotzdem die Tschechen immer wieder auf ihre
vermeintliche Unterdrückung in der dem Deutschen Reich ver-
bündeten Donaumonarchie hinweisen — daß sie in deren
Rahmen seit den sechziger Jahren eine eigene Außenpolitik
ungehindert vorbereiten und betreiben konnten, ist der beste
Beweis gegen diese Behauptung. Jn ihren damals
angeknüpften Beziehungen zu Paris und Moskau deutet sich
das inzwischen abgeschlossene französisch-russischeBundnis
des selbständigen tschechischenStaates an. Es lebt ebenso wie
die damals begonnenen Beziehungen allein vom Gegensatz
gegen das deutsche Volk. -

- Ernst Bitlie

(ln Nat.-foz. Schles. Hochschul-Ztg.1935,«Rr.»Is-



: Die TungarischeAnszenpolitik
-

und diedeutscheFrage
Wenn in demselben Augenblick, in de·m·T i b o r·v o n

Erk hsa r d t in Geiif fiir die Rechte der mad1arischen Minder-
heiten eintrat, Dr. F r a n z B a s ch , dtzkGeneralsgkretardes

-

,,Unqarlijndischen Deutschen Volksbildungsuerems«und

Schriftleiler der ,,Deutsch-Ungarischenheiniatblatter«,wegen

»Schmähiing der ungarischen Nation« in erster Instanz zu
drei Monaten Gefängnis, Amtsverlust, Verlust der burger-
lichen Ehrenrechte auf fünf Jahre verurteilt wurde, so be-

deutete dies zunächst eine entscheidende Schwachung der

Stellung Eckhardts und damit Ungarns im europaischen
KräftespieL Das Gerichtsurteil war ein Verstoß gegen die

Staatsraison, war eine entschiedene Widerlegung der Grund-

sätze, deren Einhialtung Ungarn von den Rachfolgestaaten
gegenüber den madiarischen Minderheiten forderte. So etwas

könnte ein aiitoritär regierter Staat sehr leicht verhindern.
Jn der Woche nach Pfingsten vollzogen sich innerhalb

des ungarländischen Deutschtums Ereignisse-
die kaum in ihrer ganzen Schwere von demjenigen
erkannt werden können, der die Stellung ·des Deutsch-
tinns nicht im einzelnen übersieht Nach etxcer Sitzung
des Vollzugsausfchufses des U n g a ljla U d I f ch S U

Deutschen Volksbildungsvereins (UDZV.)
forderte dessen «Präsideri"t,·Dr. G ustzasv G·r atz , Basch auf,
von seinem Posten als G»eneralsekretarzuruekzutreten Basch
weigerte sich und wurd·e..«d.araufhinbeurlausbt. Diese Be-
urlaabun nahm Basch unter Protest zur Kenntnis. Gratz
hatte lau den Statuten das Recht,«diese Beurlaubung vor-

zunehmen. Daß er·-es im Auftrag maßgebender
madjarischer Behörden tat, kann keinem Zweifel
unterliegen. Es war schon immer ein offenes Geheimnis,
daß der UDV. keine· eindeutige Vertretung des ungar-
ländischen Deutschtums darstellte, denn es gab stets eine

Reihe von Regierungsbeauftragten madiarischer oder

madjaronifcher Gesinnung, die auf haltung und Entschlüsse
dieser einzigen Organisation des Deutschtums in Ungarn
maßgebenden Einfluß ausübten. Gratz erklärte, daß Basch
wegen seiner zweimaligen Verurteilung als Generalsekretär
des Vereins ,,nich«tjmeertragbar« sei, denn madjarische
Kreise hätten daran Ari toß.«genommen, und die Auflösung
des uDV.—sei-imbefürchten Aug-z

der Vorm-urs-des-nan-
gsermanismus spielte in diesem; usaminenhang eine Rolle.
’

"

Niin ist FranzBasch ein Mann-übers sich mit»alle-r
Eindeutigkeit und Schärfe als ungarländischer D e u ts ch e r

stets für das Deutschtiim in Ungarn eingesetzt hat. Man
kann nicht sagen, daß Dr. Gratz ein Madjarone ist, aber er,

Exzellenz und Außenminister a. D., ist einer der Menschen,"
die eindeutig der alten Oesterreichisch-Ungarischen Monarchie
zuzurechnen sind: ein »Uebernationaler« und ein Legitimist.
Die Lage ist also klar: die deutsche Frage in

Ungarn soll heute aus der Welt geschafft
werden, d. h. soviel, daß man alles schon im
Keime ersticken wird, was sich an wirklich
volksbewußtem Deutschtum noch zu regen

wagt. An Stelle des Deutschen Franz Basch wurde von

staatlicher Seite der Madjarone Ladislaus
Pinter, Abgeordneter der Regierungspartei und ge-
fchäftsführender Direktor des UDV., eingesetzt. Schon seit
den Wahlen hat das bis dahin vor allem in letzter Zeit recht
mutige und entschiedene »Sonnt-agsblatt« seinen Ton völlig
geändert. Man wird bald fragen müssen: gibt es noch ein-e

deutschbewußteZeitung und eine deutsch-bewußteOrgani-
sation des ungarlänsdischenDeutschtums oder nur eine staat-
kich anerkannte «Bewegung« im Sinne Spina-Ezechs?

Die madjarischen Verbände für das Auslandsmadfarentuny
der »Sankt Ladislausverein« und der ,,Vevband·sür den

Weltkongreß der A—uslandsmadjaren«,üben andererseits eine

lebhafte Tätigkeit asusx Ungarn tritt in außenpolitischen
Verhandlungen klar und entschieden für die Rechte der

madåarischen
Volksgruppen in den Nachfolgestaaten ein, und

die resse in Ungarn war voller Entrüstung, als die süd-
slawische Regierungspartei einen Mann als Madjaren auf
ihre Lifte setzte, dem von seiner eigenen Volksgruppe diese
Zugehörigkeit abgestritten wurde. D a s V e r h alt e n

gegenüber demungarländischenDeutschtum
und die Politik in bezug auf die madjari-
schen Minderheiten stehen in schärfstem
Gegensatz zueinander. Wenn man das Deutschtum
msadiarisiert, so gibt man damit den Gedanken eines Groß-
ungarn, d. h. eines Viel-Völkerstaates, auf. Dies bedeutet

nichts anderes als ein Verzicht auf den über-

lieferten ungarischen Staatsgedanken und
die Anerkennung der heute. bestehenden außenpolitischen
sKräfteverhältnissei im Don-auraum. Außerdem müssen wir

fragen, wie« sich eine-negative Einstellun um ungar-
länsdischenDeutschtum mit seiner« positiven instellungzum
Deutschen Reich vereinbaren läßt?!

Die sozialeGliederung des amerikanischenBotentunis
Im Zeichen der neuerdings wie-der sehr lebhaften Be-

mühungen des- Ministeriums für Industrie und handel um

eine Steigerung der polnischen -A-usfuhr-nach den USA.- steht
ein Leitartikelsim handelsteil dersoffiziösen,,Gazeta Polslca««,
der die wirtschaftliche-Lage des amerikani-

s-ch"e n sP o-l e n tu m- s eingehend unter-sucht Die in diesem
Artikelisgemachten Feststellungen zeigen, daß die Erwartun-

gen, die in bezug aufs eine-Steigerung der amerikanischen
Warenbeziigez aus Polenj auf das- amerikanische Polentum
gesetzt werden können, nicht allzu groß sind. Von ins-

gesamt angeblich 4-Mill. Polen in USA. sind
Wgchdel-' »Cazeta Poiska«) 6 7 P r o z en t im B e r g b a u ,

Hutten- und Eisenbahnwesen beschäftigt,
Mkdzwar im allgemeinen als ungelernte Arbeiter
bel schweren und wenig einträglichen Arbeiten. Etwa

10,Pernt der amerikaiiischen Polen sind in der Land-

Wlk«kichaft tätig: die übrigen, etwas über 20 Prozent,
Vettellen sich UUf das handwerk, den handel, die
kleine Industrie und die Intelligenz. Die letztere
ist unter dem amerikanischen Polentum mit 0,25 Pro-

dent äußerst schwach ver-treten: sie besteht zur

Hauptsache aus den Lehrern in polnisch-amerikanischeuSchulem
- i«

- Die ,-,(;i«izctaPolskza«:-hebt-hexvor.;-daß·das amerikanische
Polentum fast ganz des eigenen Produktionsapparates ent-

·-bqhtt; die »St0u·arzyszenie Polsko-Amer—ikaiiskiciiKupcow
i l)rzemyslowcow« (Pol.-Amerikan·Vereinigung von Kauf-
leuten und Industriellen) in Ehikago, die die größeren
pvbiisch-·amerikanischenUnternehmer umfaßt, zahlt klau m

500 Mitglieder. Während das Durchschnitts-

v e rm ö g en in den USA. auf den Kopf der Bevölkerung
auf 3000 Dollar veranschlagt wird, ist das d er ame ri-

kanischen Polen mit nicht mehr als 1200
Dollar pro Kopf anzunehmen; die ,,Cazeta
Polska« schätztes

ausinsgesamt 4,8 Mrd. Dollar. Die Ge-

samtzahl der polnichen »Unternehmer«: in USA» die in

eigenen Läden, handwerklichen Werkstätten und Industrie-
betrieben beschäftigt sin·d, veranschlagt das Blatt auf etwa

100 000, wobei auf Ehicago, Detroit und Pittsburg allein

etwa 25 000 polnische handels-,,Unternehmer« entfallen
sollen, von diesen letzteren wieder aufEhicago etwa die

hälfte Es handelt sich hier-bei aber größtenteils um g a n z
kleine Besitzer von Waschanstalten, Klein-

gießereien, Destillateure,- Mühlenbesitzer
und vor allem Inhaber von kleinen Lebens-
m i t te l g e s ch ä f t e n , den sog. »grocery stores«, Die

»Gazeta Polska« verweist darauf, daß gerade diese letzt-
genannten kleinen Geschäfte augenblicklicheine sehr schwere
Krise durchzumachen haben. Die Moglichkeiten ihres Wett-
bewerbs mit den großen Warenhäusern und Kettenläden

würden immer geringer, da die kleinen politischen Geschäfts-
leute nicht so billig verkaufen könnten, wie die gro e ameri-
kanische Konkurrenz, dies bei ihren? Massenbeziigenj kviel
günstigere Eisnkaufsmöglichkeitenhabe. Der einzige Ausweg
aus dieser Krise scheint nach dem poliiischen Regierungsblatt
in der Errichtung von E i n k a ufs ze n tr a l en für diese
kleinen Geschäftsleutezu liegen, die sich nur so die gleichen

PilligensEinkaufsmöglichkeitenwie ihre große Konkurrenz
ichern könnten.

«

«

«

"
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Vuchbesprechungen
Vaba und ihre kinder. Roman von August S ch v l t i s.-

Bruno Eassirer-Verlag, Berlin 1934. 325 Seiten. — August
Scholtis gehört in die stattliche Reihe der jungen begabten
Schriftsteller, die das heutige Oberschlessien der deutschen
Literatur zu geben hat. Scholtis ist gewiß einer der fähigsten
und eigenwilligsten aus dieser Reihe. Seine »Baba« greift
mitten hinein ins Leben des an den Fragen der B«olkswer-

»dring so reichen vberschlesischen Landes« Unsbsekümmert um

Vorurteile, derb oft in den Mitteln der Darstellung, aber

treffsicher in der Gestaltung der Menschen und in der litera-

rischen Wiedergabe des harten deutschen Dialektes der zwei-

szirachigenoberschlesischen Menschen, zwingt unsd lockt er den

Ieser, sich mit den völkischen Problemen dieses Landes aus-

einanderzusetzen. Voll kräftiger Lebendigkeit sind seine Ge-

stalten, die Baba vor allem, deren hartes Leben von der

Sorge um ihre zahlreichen Kinder erfüllt und deren schweres
Denken von den nationalen Zwiespältigkeiten noch unberührt
sist, oder Matusch, ihr ältester Sohn, der äußerlich und inner-

lich das Schicksal des sozialen Aufstsiegs erlebt. Jn kleinen

Episoden, die Scholtis oft nur mit wenigen Sätzen skizziert,
tritt dieser oder jener Wesenszug des oberschlesischen Men-·
chenschlages plastisch hervor. Aus allem, was er schreibt-
tihlt man heraus, daß Scholtis die Menschen, die er schildert,

in ihrem Denken und-Handeln versteht, weil er selber. zu
ihnen gehört. Wer sich mit oberschlesischen Bolkstumsfrsagen
befaßt, wird an demliterarischen Schaffen Scholtis’, gleich-,
gültig, ob er es ablehnt oder anerkennt, nicht vorübergehen
dürfen. Dr. lc.

Am Rande Europas-. Tagebuchiblätter polnischer Reisen.
Von heinrich K o i tz. Paul Kupfer-Verlag in Breslsau. 1935.
233 Seiten· Preis brosch·s4,50MEJZz Leinen 5,80 MJL —-

Koitz hat in seinem Buche »Männer um Pilsudski« den an

politischen Dingen· interessierten Deutschen die heute maß-.
gehenden Männer Polens näherzubringen versucht. Jn dem

vorliegenden Buche sucht er der· polnischen Wirklichkeit-
ihren wirtschaftlichen und geistigen hintergründen näher-
zukommen. Mußte Koitz schon bei seinen »Mänsnern um

Pilsudski« darauf hingewiesen werden, daß es nicht angeht,
daß ein deutscher Schriftsteller auf jede kritifche Einstellung
zu den polnischen Dingen verzichtet, so ist ein solcher hinweis
bei dem vorliegenden Buche erst recht notwendig. Unter
Liebesleuten mag es üblich sein, über Schwächen und Ver-

stöße des Partners den "Mantel fchweigender Duldung zu
decken und die Wiinschbilder und Eitelkeiten des anderen
Teiles in nachsichtiger Milde «

gelten zu lassen. Derartige
Gebräuche auf die politisch-e Literatur anzuwenden, dürfte
etwas abwegig sein. Koitz nennt sein Buch »Tagebuchblätter-
poliiischer Reisen«. Er hat sich das Land und seine Menschen,
vor allem den polnischen Osten, »erwandert«, und die Ein-
drücke-, die ihm seine Wanderungen vermittelt haben,- nicht
nur darzustellen, sondern auch zu deuten versucht. Bei der
Behandlung schwieriger Probleme, etwa der Frage der

landwirtschaftlichen Uebervölkerung, beweist Koitz nur eine

irecht mäßige Beobachtungsgabe. Um so phantasievoller gibt
ier sich dafür in der Ausdeutung geschichtlicher Vorgänge.
Für das Eigengewicht z. B. der ukrainischen oder der

slitauischen Frage verrät sein Buch nur wenig Verständnis.
Einzelnen Erscheinungen, wie etwa der von der polnisschen
Regierung gesörderten Gründung ,,loyaler« Ukrainer-

parteien, spricht er eine Bedeutung bei, die sie zweifellos
snicht besitzen. Was er weiter von Wilna sagt, das

hätte auch ein an die »historifch-eMission« seines Volkes

bedingungslos glauben-der Pole kaum parteiischer und kritik-
loser aussprechen können. Der Vergleich, den er — so
nebenbei — zwischen Gdingenund Wilna zieht, ist nicht nur

.-schief.sondern reichlich instinktlos. Man kann sich, wenn man

das Buch liest, sehr häufig eines Lächelns nicht erwehren.
Man fühlt sich allzu oft bei diesen Schilderungen asn die·

leichte Schreibweise oberflächlich politisierender Wan-
idervogel erinnert· Wenn Koitz bei den Dingen, üiber die er

berichtet, und»bei den Gedanken, die er entwickelt, jeweils
dazu gesetzt hatte,»iverihm das alles erzählt hat, dann hätten
kseine Tagesbuchblatter als politisches Material immerhin
eini en Wert. Als eigene Meinung vorgetragen, aber setzen
die fragwürdigenpolitischen Deutungen und die verfehlten
Dar tellungen, die das Buch in. vieler hinsicht enthält-
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den Verfasser selbst der Kritik aus. Koitz selber spricht
in bezug auf seine eigenen Worte mitunter von ,,Träumen«.
Mit Traumsdeutungen aber ist der notwendigen Aufklärung
der deutschen Oeffentlichkeit über die polnischen Dinge wenig
gedient. ok· t(.

Das Größere Deutschland. Von Constantin Frantz.
Herausgegeben von Eugen Stamm. Wilh. Gottl. Korn
Verlag, Breslau 1935. 360 Seiten. Preis kart. 5,20 Jst-M
Ganzleinen 6,50 XII-M — Es ist erstaunlich, zu sehen, wie
Männer, die einer anderen politischen Epoche angehört-
haben, mitunter Ideen entwickelt haben, die zu ihrer Zeit
nicht fruchtbar werden konnten, in der Gegenwart aber unser
Leben bewegen. Lquihnen gehört Eonstantin Frantz.
Sächsischer Pfarrers ohn, preußischer Leg-ationsrat während
der 50er Jahre, dann wegen seines Gegensatzes zu Bismarck,
der den jungen klugen Politiker hochschätzteund ihn gern
näher zu sich·her-angezogen hätte, aus dem Dienst aus-

geschieden, griff Frantz als politisch-er Schriftsteller voll
scharfer, aufbauender Kritik in die Zeitereignisse ein. Was
er über den deutschen Sozialismus, über Kirche und.Juden-
tum, über Reich und Volkstum, über Deutschlands eures-«

päischeAufgabe usw» zu sagen hatte, das stellte ihn sehr oft
in scharfen Widerspruch zu den Männern des Zweiten
Reiches, verbindet ihn aber vielfach msit den Ideen unserer
Tage. »Viel von dem, was er voraussah, sollte später für.
Deutschland sbittere Wirklichkeit werden: »Noch ein paar-
Jahrzehnte so fort«, schrieb er einmal über die Juden-
em-anzipation, »und an die Stelle des ehemaligen heiligen
RömischenReiches Deutscher Nation wird ein. Deutsch-es
Reich jüdischerNation getreten sein.« SeineBerurteiliing
des geschichtlichen Weges, den das deutsche Volk im ver-I

giangenen Jahrhundert gehen mußte, miag uns heute mit-·
unter ungerechtfertigt erscheinen, und über die Grundlagen
und Ziele einer deutschen Außenpoli-tik, die-er entwickelt,·

mögen wir heute in masncher hinsicht anderer Auffassung
sein, —- das hindert jedoch nicht, daß Frantzs uns in den:

Schriften, die Eugen Stamm in geschickter Auswahl vor-

gelegt hat, durchaus gegenwartsnah ansspricht Um so not-J

wendiger aber ist es, sich bei der Lektüre des Buches immer
des geschichtlichen Abstandes zu erinnern, der diesen scharf-L
innigen Denker von uns trennt. Jst man sich dieses Ab-,
tandes bewußt, dann wird man die Gedankengänge dieses

uches mit Anteilnahme und Nutzen verfolgen. )

Panzer und Motor in fremden herren. 72 ausgewählte
neue Fotos mit Zahlenangaben und Erläuterungen von

Oberstleutnant Walther N e h r i n g. Ludwig-Vo«ggenreiterå
Verlag, Potsdam. Preis 2,—- JML — »Noch geht der
geistig-e Kampf um die Form und die Gestaltung der

Motorisierung der Heere. Er ist belanglos. Entscheidend
ist die Tatsache der allgemeinen Erkenntnis vom revol-u-J
tivnären .Wesen des Motors, das sich für die Kriegsführung
in gleicher Weife auswirken wird; wie einst die Erfindung
des Schießpulvers und der Dampfmiaschine.«An ahlreichen
Bildern wird die Bedeutung des Motors für-die nfanterie,v
Artillerie und Erkundungverdeutlicht Die Kampfwagen,
wie sie in den beeren-der hochgerüsteten Staaten üblich sind;
werden ebenso wie die Tankabwehrmittel im Bilde gezeigt;

Persönliches
Geburtstage: Oberpostsekretär i. R Eugen v o n h alä sz

in Füstenwalde (Spree)«. am 4. 7. 70 J. (v. h. wurde 1919
durch die Polen in Szczypiorno interniert. dem ehemaligen
Deutscher- Ostbund gehört e·r seit dessen Gründung an und

koarl)ängere
Zeit in Fvankfurt (Oder) als Vorstandsmitglied

ätig.
«
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